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Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen,

nachdem unsere letzte impulse-
Ausgabe vor der mündlichen Anhö-
rung im Hessischen Landtag zum 
Hessischen Lehrerbildungsgesetz 
(HLbG) zusammengestellt worden 
ist und ich darin die Problematik 
„Lehrbefähigung für Lehrerinnen 
und Lehrer an beruflichen Schulen 
an gymnasialen Bildungsgängen 
in ihrem jeweiligen Wahlfach“ dar-
gestellt hatte, darf ich Ihnen an die-
ser Stelle einen Erfolg – auch des 
GLB – melden. Die streitige Passage 
der Gesetzesänderung zum § 58 
des HLbG wurde zurückgenommen, 
sodass dieser Bereich des HLbG 
unverändert bleibt! Damit wurde der 
Forderung des GLB, die er sowohl in 
seiner schriftlichen Stellungnahme 
als auch in der mündlichen Anhö-
rung vorgetragen hat, in vollem Um-
fang entsprochen! 

Allerdings bleibt nur wenig Zeit, die-
sen Erfolg für die Interessen der beruf-
lichen Schulen in Hessen und deren 
Lehrerinnen und Lehrer zu feiern. 
Denn es droht an einer anderen Stelle 
schon wieder neues Ungemach. Dem 
GLB ging zur Stellungnahme der  Ent-
wurf der Dienstordnung für Lehr-
kräfte, Schulleiterinnen und Schul-
leiter und sozialpädagogische Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter zu. 
Auch in diesem Entwurf gibt es leider 
Passagen, die für den GLB nicht nur 

leitartikel
die falschen Signale für die zukünftige 
Entwicklung an beruflichen Schulen 
setzen, sondern in Teilen schlichtweg 
inakzeptabel sind.

Für Sie, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, am augenfälligsten ist sicherlich 
die neu erhobene Forderung in § 18 
(1) der Dienstordnung zum halbjähr-
lichen Unterrichtsbesuch bei jeder 
an der Schule unterrichtenden 
Lehrkraft, die der GLB für fernab 
von jedem Realitätsbezug und unter 
den derzeitig obwaltenden Bedin-
gungen an beruflichen Schulen für 
schlichtweg undurchführbar hält. 
Davon abgesehen findet mit der For-
derung nach einer „Regelbeurtei-
lung“ ein Paradigmenwechsel in 
der Beurteilung von Kolleginnen 
und Kollegen statt. Bisher war es an 
den beruflichen Schulen in Hessen 
guter Brauch, Kolleginnen und Kolle-
gen anlassbezogen zu beurteilen,  
d. h. die Kolleginnen und Kollegen 
selbst haben sich um ihres berufli-
chen Fortkommens willen entschie-
den, sich auf ein „Überprüfungsver-
fahren“ einzulassen – etwa bei Be-
förderungen zur Oberstudienrätin 
bzw. zum Oberstudienrat. Ausnah-
men von dieser Regel gab es nur am 
Ende der „Probezeit“ bei der Verbe-
amtung auf Lebenszeit. Warum das 
Hessische Kultusministerium von 
der jahrzehntelangen Praxis der an-
lassbezogenen Beurteilung nun wei-
chen will, bleibt der Spekulation an-
heimgestellt. 

Noch ein zweiter Punkt im Entwurf 
der Dienstordnung ist aus Sicht des 
GLB mehr als fragwürdig. Die zwi-
schenzeitlich erkennbare und vom 
GLB unterstützte Tendenz einer 
stärkeren Betonung des Schullei-
tungsteams und der Führung einer 
beruflichen Schule durch ein Team 
wird in dem vorgelegten Entwurf 
nicht weiter verfolgt, in Teilbereichen 
sogar zurückgenommen. Mit dem 
vorgelegten Entwurf findet also eine 
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weitere und deutliche Verschiebung 
von Verantwortung und Gestal-
tungsmöglichkeiten hin zur Person 
der Schulleiterin bzw. des Schullei-
ters statt. Insgesamt liegt deshalb 
für den GLB der Schluss nahe, dass 
es mit dem vorgelegten Entwurf der 
Dienstordnung nicht um die Unter-
stützung der beruflichen Schulen in 
ihrem Streben nach größerer Selbst-
verantwortung, sondern in erster 
Linie um eine formale Kontrolle 
von Kolleginnen und Kollegen 
geht. Deshalb hat der GLB auch an 
dieser Stelle – wie schon beim HLbG 
– eine ablehnende Stellungnahme 
an das Hessische Kultusministerium 
weitergegeben, deren Wortlaut Sie 
in dieser impulse-Ausgabe oder 
auch auf unserer Internetseite nach-
lesen können.

Nach den letzten Entwicklungen be-
züglich verschiedener gesetzgeberi-
scher Vorhaben des Hessischen 
Kultusministeriums bleibt derzeit für 
den GLB die Hoffnung, dass sich 
vielleicht bis zu ihrer Verabschie-
dung auch bei der Dienstordnung 
gute Argumente am Ende durchset-
zen.  

Ich würde mir in unser aller Sinn 
wünschen, dass die geistige und 
moralische Unterstützung durch Sie, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, 
auch an dieser Stelle zu einem Um-
denken in Wiesbaden führt und die 
not-wendende Wirksamkeit entfal-
tet. 

Eine weitere Nachricht dieser Tage 
bezüglich der Fortbildung von Lehre-
rinnen und Lehrern an beruflichen 
Schulen ist aus meiner Sicht nen-
nenswert. Es ist die Liquidation der 
„IT-Akademie Hessen Berufliche 
Bildung Dr. Frank Niethammer 
Stiftung“, die notwendig geworden 
war, da aufgrund der unzureichen-
den finanziellen Ausstattung der Stif-
tungszweck – nämlich die Errichtung 
und der Betrieb einer IT-Akademie 
für die Fort- und Weiterbildung insbe-
sondere von Lehrkräften an beruf-
lichen Schulen und betrieblichen 
Ausbilderinnen und Ausbildern im 
Bereich der Informations- und Kom-
munikationstechniken – langfristig 

Aktuelles

nicht erfüllt werden konnte. Erfreuli-
cherweise wurden große Teile der 
bisherigen Aufgaben durch Umstruk-
turierungsmaßnahmen von der IT-
Akademie zur „Hessischen Lan-
desstelle für Technologiefortbil-
dung, Dr. Frank Niethammer-Insti-
tut“ verlagert. Die Landesstelle selbst 
ist an den Beruflichen Schulen Groß-
Gerau angesiedelt. Das Institut wurde 
am 5. Mai in einer Feierstunde durch 
Kultusministerin Henzler offiziell sei-
ner Bestimmung übergeben. Das zur 
Verfügung stehende Fortbildungsan-
gebot ist auf der Internetseite www.
landesstelle-hessen.de unter dem 
Link „Technologiefortbildung für hes-
sische Lehrkräfte“ abrufbar. Ich hoffe 
sehr, dass dieses Angebot von mög-

lichst vielen Kolleginnen und Kolle-
gen beruflicher Schulen intensiv für 
ihre Fortbildung wahrgenommen 
wird und auf diese Weise die vom 
GLB ursprünglich in die Stiftung in-
vestierten Mittel ihr Ziel erreichen.

Für die Zeit bis zu den Sommerferien, 
die in Riesenschritten herannahen, 
wünsche ich Ihnen weiterhin viel Aus-
dauer, gutes gemeinsames Schaffen 
in den Kollegien und einen scharfen 
Blick für die Entwicklungsmöglich-
keiten Ihrer beruflichen Schulen in 
der jeweiligen Region!  

Ihr
Ullrich Kinz
Landesvorsitzender des GLB

Stellungnahme des GLB
zum Entwurf der Dienstordnung  

für Lehrkräfte, Schulleiterinnen und 
Schulleiter und sozialpädagogische 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
von Ullrich Kinz

GLB-Landesvorsitzender und Landesvorstand des GLB

Zum Entwurf der Dienstordnung für 
Lehrkräfte, Schulleiterinnen und Schul-
leiter und sozialpädagogische Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter nimmt der 
GLB wie folgt Stellung: 

Mit dem vorgelegten Entwurf einer 
veränderten Dienstordnung findet 
nach Meinung des GLB eine weitere 
Verschiebung von Verantwortung 
und Gestaltungsmöglichkeiten hin 
zur Person der Schulleiterin / des 
Schulleiters statt. Die zwischenzeit-
lich erkennbare und vom GLB unter-
stützte Tendenz einer stärkeren Be-
tonung des Schulleitungsteams und 
der Führung einer beruflichen Schule 
durch ein Team wird in dem vorge-
legten Entwurf nicht weiter verfolgt, 
in Teilbereichen sogar zurückgenom-
men. Die sich gegenwärtig deutlich 
abzeichnenden Entwicklungen hin zu 
stärkerer Eigenverantwortung und 
damit auch von vermehrter (Verwal-

tungs-) Aufgabenerfüllung an berufli-
chen Schulen – ich nenne hier den 
Stichpunkt: Reduzierung der Anzahl 
staatlicher Schulämter – werden in 
dem vorliegenden Entwurf nur unge-
nügend berücksichtigt. In Bezug auf 
die damit sachlich unabwendbar ver-
bundene Ressourcenverschiebung 
findet sich weder in der Dienstord-
nung noch an anderer Stelle irgend-
ein Hinweis, wie und vor allen Dingen 
wann denn die zusätzlichen Aufga-
ben zukünftig geleistet werden kön-
nen. Geradezu groteske Züge nimmt 
der Entwurf im neu formulierten § 18, 
Absatz 1 an, wenn von der Schullei-
terin / dem Schulleiter gefordert wird, 
dass sie / er dafür sorgt, „... dass 
mindestens einmal in jedem Schul-
halbjahr ein Unterrichtsbesuch bei 
jeder an der Schule unterrichtenden 
Lehrkraft durchgeführt wird, ...“ Dies 
wie auch die weiteren im § 18 neu 
eingebrachten Formulierungen legen 
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für den GLB den Schluss nahe, dass 
es bei der Dienstordnung nicht um 
die Unterstützung der beruflichen 
Schulen in ihrem Streben nach grö-
ßerer Selbstverantwortung, sondern 
in erster Linie um eine formale Kon-
trolle der dienstlichen Leistungen von 
Kolleginnen und Kollegen geht, die in 
keiner Weise dazu angetan ist, die 
Qualität schulischen Handelns zu 
verbessern. 

Aus diesen genannten Gründen 
lehnt der GLB den vorgelegten 
Entwurf der Dienstordnung für 
Lehrkräfte, Schulleiterinnen und 
Schulleiter und sozialpädagogi-
sche Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter vom 16.3.2011 ab. 

Zu den Änderungen 
im Einzelnen: 

§ 2 Die bisher an dieser Stelle mitge-
nannte „kooperative Arbeitsweise“, 
welche der Bildungsauftrag der 
Schule erfordert, fällt ersatzlos weg. 
Dies könnte man für eine Kleinigkeit 
halten. Im gesamten Duktus der vor-
gelegten Änderungen ist aber auch 
der Wegfall dieser „Kleinigkeit“ ein 
Mosaiksteinchen im Bild einer stark 
hierarchisch geprägten Schule. 

§ 4 (6) Während die Lehrkräfte bisher 
die Pflicht und das Recht zur ständi-
gen Fort- und Weiterbildung hatten, 
wird zukünftig einseitig die Pflicht zur 
Fortbildung betont. Dies ist gerade 
für Lehrerinnen und Lehrer an berufli-
chen Schulen, die über eine hohe In-
novationskraft gerade aufgrund ihrer 
Kompetenzen auf zeitgemäßem Ni-
veau verfügen, demotivierend. 

§ 7 (3) Die dezidierte Ausgestaltung 
der Regelungen zur Vorteilsgewäh-
rung legen den Fehlschluss nahe, 
dass dies bisher ein Problem gewe-
sen wäre. Davon ist jedenfalls dem 
GLB nichts bekannt. Insofern hätte 
hier ein Verweis auf die gültige Rechts-
lage bei den hessischen Beamtinnen 
und Beamten vollkommen genügt. 

§ 14 (1) ... Die Übertragung von Auf-
gaben des oder der Vorgesetzten auf 
die Mitglieder der Schulleitung erfolgt 

… durch Anordnung der Schulleiterin 
oder des Schulleiters. Die Schulleite-
rin oder der Schulleiter kann einzelne 
Aufgaben auf die übrigen Mitglieder 
der Schulleitung und andere Lehr-
kräfte übertragen. ... 

Dies ist eine der Formulierungen, 
die der GLB bezüglich einer team-
orientierten Schulleitung für ab-
träglich hält. Sicherlich gibt es in 
hohem Umfang berufliche Schulen, 
an denen auch nach einer solchen 
Änderung der Dienstordnung kein 
Ausufern der Delegation von Aufga-
ben der Schulleiterin oder des Schul-
leiters zu erwarten ist. Aber im Falle 
einer konfliktträchtigen Situation, die 
es bisweilen an Schulen auch gibt, ist 
hier die zwangsweise Lösung zu-
gunsten der Schulleiterin / des Schul-
leiters schon vorgezeichnet. 

§ 16 (6) Die Neuerung an dieser Stel-
le wird seitens des GLB grundsätz-
lich unterstützt. Allerdings müsste 
das, was für selbstständige berufli-
che Schulen gut und richtig ist, auch 
an noch nicht selbstständigen beruf-
lichen Schulen Anwendung finden. 

§ 17 (6), (7), § 18 (1) Die hier neu 
eingeführten Regelungen zur Füh-
rung von Jahres- und Unterrichts-
besuchsgesprächen sowie zur 
Durchführung von Unterrichtsbe-
suchen selbst lehnt der GLB ab. 

Dabei hält der GLB die Regelung in  
§ 18 (1) zum halbjährlichen Unterrichts-
besuch bei jeder an der Schule unter-
richtenden Lehrkraft für fernab von 
jedem Realitätsbezug und unter den 
derzeitig obwaltenden Bedingungen 
an beruflichen Schulen für schlichtweg 
undurchführbar. Wenn man tatsäch-
lich bei den Lehrerinnen und Lehrern 
an beruflichen Schulen einen regel-
mäßigen Unterrichtsbesuch und wo-
möglich eine „Regelbeurteilung“ in-
tendiert (wozu sonst sollte eine sol-
che Regelung dienlich sein?), sollte 
man sich einmal mit Systemen be-
schäftigen, die solches schon seit ein 
paar Jahren oder auch Jahrzehnten 
betreiben. Also werfen wir einmal 
einen Blick in eines unserer benach-
barten Bundesländer, nach Bayern. 
Selbst in Bayern, in einem Bundes-

land, in dem die Lehrerinnen und  
Lehrer an (beruflichen) Schulen eine 
regelmäßige Überprüfung ihrer  
Unterrichtsleistung als Normalität be-
trachten, kommt man nicht auf die 
Idee, diese einmal pro Schulhalbjahr 
durchzuführen. Der Überprüfungstur-
nus beträgt dort zwischen 3 und 5 
Jahren! Außerdem stellt sich in ent-
scheidendem Maße die Frage: „Wel-
che Folgen erwachsen aus einer re-
gelmäßigen Überprüfung?“ Hier ver-
vollständigen wir den Blick nach 
Bayern einmal. Dort ist es so, dass an 
beruflichen Schulen etwa 20 % (!!!) der 
Kolleginnen und Kollegen eine Besol-
dung nach A15 (bzw. A16) erhalten, 
und zwar in der Realität und nicht auf 
irgendwelchen Zuordnungstabellen 
der Bildungsverwaltung. Das bedeu-
tet, dass tatsächlich für besonders 
leistungsfähige und engagierte Kolle-
ginnen und Kollegen über die regel-
mäßige Beurteilung der Zugang zur 
Besoldungsgruppe A15 ermöglicht 
wird! Mit der Regelbeurteilung ist also 
in Bayern auch ein starkes Motivati-
onssystem verbunden. In Hessen be-
trägt die Quote von Kolleginnen und 
Kollegen, die eine A15/A16-Stelle an 
beruflichen Schulen bekleiden, weni-
ger als 7 %. Die Rufe des GLB, nicht 
etwa nach Aufstocken der Quote auf 
20 %, sondern wenigstens nach einer 
Reduzierung der Unterrichtsverpflich-
tung für diese Gruppe, sind bisher un-
gehört verhallt. Für den GLB gibt es 
aus dem hier nur skizzenhaft darge-
stellten Vergleich verschiedener Be-
urteilungssysteme nur den Schluss, 
das bisher in Hessen übliche anlass-
bezogene Beurteilungssystem beizu-
behalten. Hiernach kann jede Kolle -
gin / jeder Kollege selbst entschei-
den, ob die ausgewiesene Aufgabe 
mit dem entsprechenden Entgelt für 
sie/ihn Motivation genug bereithält, 
um ein dementsprechendes Überprü-
fungsverfahren zu durchlaufen. 

Einen Wechsel hin zu einem Re-
gelbeurteilungssystem, das nach 
augenblicklichem Stand der Dinge 
auch noch ohne ernstzunehmen-
de Motivationsmöglichkeiten für 
die Kolleginnen und Kollegen aus-
kommen soll, lehnt der GLB für 
den Bereich der beruflichen Schu-
len in Hessen grundsätzlich ab. 
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§ 33, § 34 Dass die bisher in der 
Dienstordnung beschriebenen Auf-
gaben der Abteilungsleiterin / des 
Abteilungsleiters an beruflichen 
Schulen sowie der Koordinatorin /
des Koordinators für Fachpraxis an 
beruflichen Schulen im nun vorlie-
genden Entwurf nicht mehr dezidiert 
dargestellt werden, hält der GLB für 
nachteilig und lehnt die Strei-
chung der §§ 33 und 34 ab. Durch 
die bisherige Aufzählung der ver-
bindlich zu leistenden Aufgaben 
wird wenigstens ein Gespür dafür 
entwickelt, in welchem Umfang zu-
sätzliche Aufgaben an beruflichen 
Schulen zu leisten sind, und dies 
beispielsweise für Abteilungsleite-
rinnen/Abteilungsleiter bei einer Re-
duzierung ihrer Unterrichtsverpflich-
tung um gerade einmal 2,5 bis 3 
Unterrichtsstunden. Darüber hinaus 
führt die gänzliche Streichung der  
§§ 27 – 34 der Dienstordnung bzw. 
des bisherigen sechsten Teils – 
„Lehrkräfte mit besonderen Funktio-
nen“ – zu einer Verunsicherung in 
den Kollegien der beruflichen Schu-
len. Bis jetzt orientieren sich Stellen-
beschreibungen für Funktionsträger 
an den Aufgabenbeschreibungen 
der Dienstordnung. Die heutigen In-
haber von Funktionsstellen haben 
sich auf der Grundlage eben dieser 
Aufgabenbeschreibungen für „ihre“ 
Funktionsstelle beworben, identifi-
zieren sich mit ihrer jeweiligen Rolle 
als Abteilungsleiterin an beruflichen 
Schulen oder mit ihrer Aufgabe als 
Koordinator für Fachpraxis an beruf-
lichen Schulen und arbeiten, teilwei-
se seit Jahrzehnten, auf diesem 
rechtlichen Hintergrund. Dies ohne 
erkennbare Notwendigkeit in der 
neuen Dienstordnung auslassen zu 
wollen, verunsichert – wie bereits er-
wähnt – die Kollegien insgesamt und 
missachtet die bisher von den Funk-
tionsstelleninhabern geleistete Ar-
beit. Die vielbeschworenen „Ma-
nagementaufgaben“, die es auf dem 
Weg zu selbstverantwortlichen be-
ruflichen Schulen wahrzunehmen 
gilt, tauchen widersprüchlicherweise 
im dargestellten Entwurf der Dienst-
ordnung nicht mehr auf, ebenso 
wenig wie die Menschen, die bisher 
u. a. eben diese Aufgaben wahrge-
nommen haben. K

Entwurf der  
neuen Dienstordnung 

von Ulrike Zimmer und Gernot Besant (HPRLL)

Der vorgelegte Entwurf der Dienstord-
nung verschiebt Verantwortung und 
Gestaltungsmöglichkeiten an hessi-
schen Schulen zur Person der Schul-
leiterin bzw. des Schulleiters. Die 
Schulleitung wird um das Schullei-
tungsteam erweitert. In der aktuell 
gültigen Dienstordnung stand das ge-
meinsame pädagogische Arbeiten 
von Schulleitung und Lehrkräften im 
Mittelpunkt. Bisher wurde bewusst 
auf zusätzliche Hierarchie-Stufen in-
nerhalb der Schule verzichtet. Im Ent-
wurf wird die formale Kontrolle der 
dienstlichen Leistungen von Kollegin-
nen und Kollegen in den Vordergrund 
gestellt. Die im Entwurf der DO vorge-
nommenen Änderungen sind zum Teil 
von der Novellierung des HSchG ab-
hängig. Die Beratung im Hess. Land-
tag ist noch nicht beendet.

Grundsätzlich kann man sagen, dass 
der vorliegende Entwurf des Hessi-
schen Kultusministeriums Schule ver-
ändert. Vergleicht man alte und neue 
Dienstordnung erkennt man schnell, 
dass vom Hessischen Kultusministe-
rium eine neue Hierarchie-Stufe an 
Schulen implementiert wird. An die 
Stelle des bisherigen Miteinanders, 
der Kollegialität und Kooperation auf 
Augenhöhe zwischen Schulleitung 
und Lehrkräften, steht nun eine Ab-
grenzung zu den Lehrkräften im Vor-
dergrund. Die neuen administrativen 
Möglichkeiten von Schulleitung und 
Schulleitungsteam kann im Konfliktfall 
zu Konkurrenz unter den Lehrkräften 
führen. Schulleiter und Schullei-
tungsteam sind mehr als nur Dienst-
vorgesetzte, sondern sind darin zu-
nehmend Kontrolleure für Lehrkräfte. 
Rechte von Lehrkräften werden redu-
ziert und Pflichten verstärkt. Das 
Schulleitungsteam erhält neue Ent-
lastungen, um z. B. Kontrollaufgaben 
durchzuführen. Eine Entlastung für 
Lehrkräfte für das Kerngeschäft des 
Unterrichtens ist nicht absehbar. 

Aus Sicht des HPRLL sollte Ziel einer 
Dienstordnung, die Schaffung eines 
bestmöglichen Rahmens für Unter-
richtshandeln sein. Systemisch er-
folgreiches Unterrichtshandeln muss 
einen förderlichen Rahmen haben. 
Aspekte wie Kooperation und Team-
arbeit zwischen Kollegien und Schul-
leitung sollten hier im Vordergrund 
stehen. Statt Schulleitungen einseitig 
zu entlasten und noch weiter vom 
Kerngeschäft Unterricht zu entfernen, 
sollte für Kolleginnen und Kollegen ein 
umfangreiches Unterstützungs- und 
Entlastungssystem innerhalb der vor-
handenen Stundentafel aufgebaut 
werden. Die regulierende und über-
greifende Kooperation von Lehrkräf-
ten verschiedener Schulen wird durch 
die neue DO zunehmend eingegrenzt.

Im Hinblick auf den Aspekt der selbst-
ständigen Schule, wie er im hessi-
schen Schulgesetz im § 127d skizziert 
ist, muss das zunehmend hierarchi-
sche System Schule kritisch betrach-
tet werden. Wenn zukünftig die Kon-
trolle Einzelner über kollektive Pro-
zesse in den Schulen gestellt wird, 
dann besteht die Gefahr, dass Schul-
entwicklung keine Entwicklung im 
Kerngeschäft des Unterrichtens initi-
iert, sondern nur auf den Bereich der 
Außenwirkung der Schulleitung be-
grenzt bleibt. 

Völlig außer Acht geraten ist auch die 
Rolle der örtlichen Personalräte. 
Deren Position muss sich in der glei-
chen Weise verändern und aufgewer-
tet werden, wenn die Rolle der SL in 
der Vorgesetztenfunktion zu so einer 
Allmacht führen sollte, wie es im Ent-
wurf der DO vorgesehen ist. Örtliche 
Personalräte müssen in die Lage ver-
setzt werden, Kolleginnen und Kolle-
gen zu allen ausgeführten Änderun-
gen zu beraten, zu unterstützen, 
Dienstvereinbarungen zu schließen, 
Kriterien einzufordern, Rechtsbera-
tung zu leisten und einzuholen usw. 
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Dies alles ist für die ÖPR beim derzei-
tigen Informationsstand und der ge-
ringen Entlastung nicht mehr leistbar. 
Der vorliegende Entwurf der DO läuft 
dem Ziel der bisherigen Dienstord-
nung, dass Lehrkräfte und Schullei-
tungen kooperativ, demokratisch 
sowie kritisch ihre Aufgaben erfüllen, 
absolut entgegen. 

Kritik zu den einzelnen Punkten:

§ 1 Die beabsichtigte Ersetzung der 
Formulierung, „Pflichten und Rechte“ 
der Lehrkräfte durch „Aufgaben“ kann 
man als sprachliche Anpassung an 
die Ermächtigung in § 91 (1) HSchG 
begründen. Sie ist aber nicht zwin-
gend ableitbar und macht deutlich, 
dass vor allem die „Rechte“ von 
Lehrkräften keine Rolle mehr spielen, 
wie das auch in weiteren Paragrafen 
festzustellen ist.

§ 2 Die Begriffe „kooperative Arbeits-
weise“ und „psychologisches Einfüh-
lungsvermögen“ sollen gestrichen 
werden.

§ 4 Der Begriff „pädagogische Frei-
heit“ ist im vorliegenden Text nicht 
mehr auffindbar! Der HPRLL fordert 
die Dienststelle dringend auf, die ent-
sprechenden Aussagen in der Dienst-
ordnung zu erhalten!

§ 4.6 Das „Recht auf Fortbildung“ 
soll in der DO gestrichen werden. Da 
stellt sich die Frage, wie Lehrkräfte an 
beruflichen Schulen der Notwendig-
keit nachkommen sollen, sich fachlich 
auf dem Laufenden zu halten (HLBG  
§ 66(1)), wenn der Arbeitgeber gleich-
zeitig das „Recht“ auf Fortbildung 
streichen will. Die Schulen legen in 
ihren Fortbildungsprogrammen die 
grundlegenden Linien und Schwer-
punkte der Fortbildung fest. Davon ist 
aber der Anspruch auf spezifische 
fachliche, didaktische und pädagogi-
sche Fortbildung der einzelnen Lehr-
kraft unberührt. Dass diese nur in Ab-
sprache innerhalb der Schule festge-
legt werden kann, widerspricht einem 
verankerten Recht auf Fortbildung 
nicht.

§ 9(1) Die hier beabsichtigte Änderung 
ist ein Beispiel für den veränderten 

„Ton“ in der DO: In der gültigen Fas-
sung der DO heißt es, dass es für 
Klassenlehrer/-innen notwendig sei, 
um Schülerinnen und Schüler beraten 
zu können, deren Leistung und Ver-
halten auch aus dem Unterricht der 
anderen Lehrkräfte zu kennen. Künftig 
„haben sich Klassenlehrer/-innen zu 
informieren“. Warum hier die Ver-
schärfung der Sprache, es handelt 
sich hier doch um Selbstverständlich-
keiten!

§ 12(1) Hier ist anzumerken, dass doch 
im Entgeltfortzahlungsgesetz festge-
legt ist, das eine Krankmeldung am 
auf drei Krankheitstage folgenden Ar-
beitstag vorzulegen ist. Noch nicht 
geklärt ist, wer eine Krankmeldung 
bzw. auch eine Dienstantrittsmeldung 
während der Ferien entgegennimmt. 
Auch Schulleitungen sind im Urlaub. 
Nicht klar ist auch, welche Konse-
quenz sich aus einer Krankmeldung 
während der Ferienzeit auf einen 
möglichen Urlaubsanspruch ggf. 
während der Unterrichtszeit ergibt.

§ 14(1) Neu aufgenommen werden 
soll auch, dass Mitglieder der Schul-
leitung Vorgesetztenaufgaben wahr-
nehmen können. Die Übertragung 
solcher Aufgaben soll durch Ge-
schäftsverteilungsplan oder durch 
Anordnung durch den Schulleiter er-
folgen. Auch kann die Schulleiterin / 
der Schulleiter einzelne Aufgaben auf 
die übrigen Mitglieder der Schullei-
tung und andere Lehrkräfte übertra-
gen. Dies wiederspräche nach An-
sicht des HPRLL auch beamtenrecht-
lichen Vorgaben. Durch geeignete 
Formulierungen müsste deutlich wer-
den, dass Vorgesetztenaufgaben 
nicht auf einzelne Lehrkräfte übertra-
gen werden können.

Auch würde eine solche pauschale 
Ermächtigung unter Berücksichtigung 
der beabsichtigten Abschaffung der 
einzelnen Funktionen und damit auch 
der inhaltlichen Aufgabenbeschrei-
bung der Schulleitungsmitglieder (s. 
zu §§ 27–35) zu einem erheblichen 
Konfliktpotenzial an Schulen führen. 
Daher möchte der HPRLL diese un-
terschiedlich guten Arbeitsplatzbe-
schreibungen für Funktionsstellen, die 
für die Bewerbung einer Lehrkraft 

wichtig sind, unbedingt erhalten wis-
sen. Eine Lehrkraft hat in den aller-
meisten Fällen kein Interesse an ir-
gendeiner Funktion, sondern sie be-
wirbt sich auf eine Stelle mit einem 
ganz bestimmten inhaltlichen Profil. 
Bisher konnte man sich darauf verlas-
sen, dass bei der Besetzung einer 
Stelle als Abteilungsleiterin/Abtei-
lungsleiter auch bestimmte Aufga-
benbereiche betroffen waren. 

In Zukunft soll es nur noch Stellen zur 
Wahrnehmung von Schulleitungs-
aufgaben geben. Die Beratungsauf-
gaben der Schulleitungsmitglieder 
würden von der dazugekommenen 
Kontrollfunktion nicht mehr zu tren-
nen sein.

Nicht zu akzeptieren ist auch, dass 
die Beteiligung der Gesamtkonferenz 
an einem Geschäftsverteilungsplan 
umgehend durch eine gleichzeitig ge-
nannte Übertragungsbefugnis von 
Aufgaben durch den Schulleiter zur 
Farce wird. In jedem Konfliktfall kann 
der Schulleiter an der Gesamtkonfe-
renz vorbei Aufgaben verteilen. Das 
entscheidende Gremium der Schule, 
die Gesamtkonferenz, wird damit in 
ihren Rechten massiv beschnitten.

§ 16(1) In der derzeitig geltenden Fas-
sung der DO leitet der Schulleiter die 
Schule nach geltenden Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften und den Be-
schlüssen der Gesamt- und Schul-
konferenz. In dem Entwurf der neuen 
DO ist zu lesen, dass der SL/SLin ver-
antwortlich ist, dass die Schule ihren 
Erziehungs- und Bildungsauftrag er-
füllt. Tatsächlich ist der SL/SLin aber 
darauf angewiesen, dass der Schule 
genügend Stellen und Mittel zur Ver-
fügung gestellt werden, um diesen 
Auftrag überhaupt erfüllen zu können.  
Man kann befürchten, dass mit der 
geplanten Formulierung SL/SLin so 
unter Druck gesetzt werden, dass sie 
z. B. in Mangelfächern Einstellungen 
von nicht qualifizierten Kolleginnen 
und Kollegen vornehmen, um sich 
nicht dem Vorwurf auszusetzen, ihrer 
Verantwortung nicht nachzukom men. 

§ 17(6) Hier soll neu aufgenommen 
werden, das der Schulleiter / die 
Schulleiterin als Vorgesetzter/Vorge-
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setzte Jahresgespräche führt und 
diese Aufgabe an Mitglieder der 
Schulleitung delegieren kann. Diese 
Regelung weicht von der Richtlinie 
des HMIS ab, nach der der unmittel-
bare Vorgesetzte die Gespräche zu 
führen hat. Es gibt keine Notwendig-
keit an einer Schule andere Mecha-
nismen einzuführen. Zumal man in der 
Privatwirtschaft von diesem Füh-
rungsinstrument zunehmend wieder 
abgeht.

§ 18(1) Es ist beabsichtigt, dass 
Schulleiterinnen /Schulleiter, Schullei-
tungsmitglieder oder sogar Lehrkräfte 
mindestens halbjährlich Unterrichts-
besuche bei Lehrkräften machen. 
Wenn es sich um Unterrichtsbesuche 
aus dienstlichem Anlass handelt, ist 
eine Delegation nicht möglich!
Unterrichtsbesuche sind sehr zeit-
und arbeitsaufwendig, eine inhaltliche 
Struktur muss vorher mit dem Perso-
nalrat abgesprochen werden. Es 
muss neben einer umfassenden Vor-
bereitung eine qualifizierte Nachbe-
sprechung geben. Die durch den Ent-
wurf der neuen DO eingeführte Ver-
schärfung würde sich zunehmend 
negativ auf das Arbeitsklima an Schu-
len auswirken. Bisher hat sich die 
Schulleiterin / der Schulleiter mit den 
Unterrichtsbesuchen über den Leis-
tungsstand der Schülerinnen und 
Schüler informiert. Nun soll es einen 
anderen Ansatz geben. Durch die 
Ausweitung auf andere Lehrkräfte 
können künftig auch unausgebildete 
Lehrerinnen und Lehrer Unterrichts-
besuche durchführen. Die bisher  
vorgeschriebene vorherige Anmel-
dung eines Unterrichtsbesuchs soll 
gestrichen werden.  Daher liegt der 
Verdacht nahe, dass eine Kontrolle 
der Lehrkräfte zukünftig im Vorder-
grund stehen soll. Denn der gute As-
pekt der Beratung steht im Gegensatz 
zu unangemeldeten Unterrichtsbesu-
chen.

§ 23(3) In § 51(1) HBG ist eindeutig 
festgelegt, wann die Frage der 
Dienstunfähigkeit ansteht. In der 
neuen DO soll nun festgelegt werden, 
dass Schulleiterinnen und Schulleiter 
die Schulaufsicht bereits früher zu in-
formieren haben, wenn „Anhaltspunk-
te für eine dauernde Dienstunfähig-

keit“ vorliegen. Da dem Schulleiter / 
der Schulleiterin keine Angaben über 
eine Krankheit einer Lehrkraft zuste-
hen, er auch keine medizinische Aus-
bildung hat, ist er nicht in der Lage 
und aus datenschutzrechtlichen 
Gründen nicht berechtigt, einer sol-
chen Anweisung nachzukommen. Bei 
konkreten Problemen an einer Schule 
ist nach § 23(1) der DO die Schulauf-
sicht ohnehin zu informieren.

Der HPRLL bedauert sehr, dass die 
Novellierung der Dienstordnung nicht 
dazu verwendet wurde, das Zusam-

menwirken der Bediensteten zu stär-
ken. Denn nur so können gemeinsa-
me Ziele initiiert und erfolgreich um-
gesetzt werden.

Im Vordergrund steht statt dessen ein 
Regelwerk, das Verantwortlichkeiten 
beschreibt, die wider allen demokra-
tischen Grundprinzipien, ungemein  
hierarchisch angelegt sind. 

Die Chance, die Schulen auf ihrem  
Weg in die Selbstständigkeit und Eigen-
verantwortung zu begleiten, ist leider 
verpasst worden! K

nachrichten
Ausbildung

von Gernot Besant

1,5 Millionen junge 
Menschen ohne 
Berufsabschluss

Fast 1,5 Millionen junge Menschen 
zwischen 20 und 29 Jahren haben in 
Deutschland keinen Berufsabschluss 
und befinden sich auch nicht mehr in 
Qualifizierungsmaßnahmen. 46 Pro-
zent davon haben einen Migrationshin-
tergrund. Dies geht aus einer Antwort 
der Bundesregierung auf eine Anfrage 
der SPD-Bundestagsfraktion hervor.

Unter den 1,484 Millionen ungelern-
ten jungen Menschen sind 49,1 Pro-
zent Frauen. Auch in der Berufsbil-
dung entscheiden soziale Herkunft 
und beruflicher Status der Eltern 
weitgehend über Erfolg oder Nicht-
erfolg. „Verfügen Vater und Mutter 
sowohl über einen Schul- als auch 
einen Berufsabschluss, bleiben Ju-
gendliche seltener ungelernt“, heißt 
es laut Pressedienst des Bundes-
tags in der Antwort. Bei 60 Prozent 
der ungelernten jungen Menschen 
hat mindestens ein Elternteil eben-
falls keinen Schul- oder Berufsab-
schluss.

Die Bundesregierung verweist zu-
gleich auf eine Untersuchung, nach 
der junge Menschen mit gering quali-
fizierten Eltern wiederum selbst über-
durchschnittlich häufig an unterstüt-
zenden Maßnahmen beim Übergang 
von der Schule in die Berufsausbil-
dung teilnehmen müssen. Ziel der 
Qualifizierungsoffensive von Bund 
und Ländern sei es, die Zahl der 
Schulabgänger ohne Abschluss auf 4 
Prozent und der jungen Erwachse-
nen ohne Berufsabschluss auf 8,5 
Prozent zu senken. Derzeit verlassen 
pro Jahr knapp 60 000 Jugendliche 
(7 Prozent) die Schule ohne Ab-
schluss. Laut Bildungsbericht 2010 
von Bund und Ländern gelten 17 
Prozent der Menschen zwischen 20 
und 29 Jahren als ungelernt.

Datenpanne beim 
dritten Bildungs-

bericht – Bildung in 
Deutschland 2010

Im September 2009 erzeugten Exper-
ten der OECD die Schlagzeile „Jedes 
sechste Kind in Deutschland lebt in 
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Armut“. Heute, eineinhalb Jahre später, 
stellt sich heraus, dass die Berech-
nungsgrundlage der OECD fehlerhaft 
war. In Deutschland sind nach der 
neuen Berechnung weniger Kinder be-
troffen, als im OECD-Durchschnitt. Im 
Untersuchungsjahr 2004 waren statt 
16,3 Prozent nur 10 Prozent aller Jun-
gen und Mädchen in Deutschland von 
der Armut betroffen. Arme Haushalte 
verfügen über weniger als 50 % des je-
weiligen mittleren Einkommens. 2008 
wurden nur noch 8,3 Prozent festge-
stellt. Im Mittelpunkt der Datenaffäre 
stand das Deutsche Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW) in Berlin. Grund 
für die falschen Analysen waren lücken-
hafte Auskünfte aus Befragungen, die 

mit komplexen Hochrechnungsverfah-
ren und Plausibilitätsüberprüfungen ge-
schlossen wurden. Grundsätzlich sind 
bei Stichprobenuntersuchungen immer 
Unsicherheiten vorhanden. Die zu frühe 
Weitergabe an die OECD und Veröf-
fentlichung der Daten scheinen die Ur-
sache zu sein. Weitere Stichprobenun-
tersuchungen hätten folgen müssen. 
Durch die extreme Schieflage der 
Schätzung zwischen 16 Prozent und 10 
Prozent sind nicht überprüfte Stichpro-
benuntersuchungen insgesamt kritisch 
zu bewerten.

Quellen: Bundestags-Pressedienst und 
Bildungsbericht 2010  K

Anteil der Kinder bis 18 Jahre, die in Armut 

leben (in Prozent); Datenvergleich 2008 mit 

Deutschland 2004 Quelle OECD

bildung
Empfehlung des Haupt-

ausschusses des Bundes-
institutes für Berufsbildung
vom 15. Dezember 2010 zur Förderung 

der Durchlässigkeit zwischen beruflicher 
und hochschulischer Bildung

von Arnold Höfler

Der Hauptausschuss des Bundesinsti-
tutes für Berufsbildung empfiehlt die 
Förderung der Durchlässigkeit zwi-
schen beruflicher und hochschulischer 
Bildung in seiner Empfehlung vom 15. 
Dezember 2010. Er berät die Bundes-
regierung in Fragen der beruflichen 
Bildung vor allem durch Stellungnah-
men und Empfehlungen, ohne speziel-
le Aufforderung durch die Bundesre-
gierung. 

Der Hauptausschuss setzt sich aus 29 
Mitgliedern zusammen, und zwar acht 
Vertretern der Arbeitgeber, acht Ver-
tretern der Arbeitnehmer, acht Vertre-
tern der Länder und fünf Vertretern des 
Bundes. Der Hauptausschuss wählt 
aus seiner Mitte jährlich einen neuen 
Vorsitzenden.

Nachstehend wird die Empfehlung 
des Hauptausschusses des Bundes-
institutes für Berufsbildung vom 15.
Dezember 2010 zur Förderung der 
Durchlässigkeit zwischen beruflicher 
und hochschulischer Bildung wieder-
gegeben:

„Berufliches und hochschulisches Bil-
dungssystem stehen in Deutschland 
immer noch weitgehend unverbunden 
nebeneinander und nur wenigen be-
ruflich Qualifizierten gelingt derzeit der 
Übergang von der Berufsbildung be-
ziehungsweise aus dem Beruf in die 
Hochschulen. Diese Situation ist für 

Deutschland als Informations- und 
Wissensgesellschaft aus volks- und 
betriebswirtschaftlicher, bildungspoli-
tischer und individueller Sicht nicht zu-
friedenstellend. Der Förderung von 
Durchlässigkeit zwischen beruflicher 
und hochschulischer Bildung kommt, 
vor dem Hintergrund der zunehmen-
den Bedeutung lebensbegleitenden 
Lernens, der Sicherung umfassender 
Bildungschancen und des sich ab-
zeichnenden Fachkräftemangels, ein 
hoher Stellenwert zu. Dabei greift die 
Förderung von Durchlässigkeit auch 
die europäische Diskussion zur Gleich-
wertigkeit von allgemeiner und berufli-
cher Bildung auf.

Neben der Frage des formalen Hoch-
schulzugangs umfasst die Förderung 
der Durchlässigkeit zwischen berufli-
cher und hochschulischer Bildung 
auch die Anrechnung beruflich er-
worbener Kompetenzen und die Ge-
staltung bedarfsgerechter Angebote. 
Zudem ist zu klären, ob die Zielgrup-
pe der beruflichen Qualifizierten mit 
den vorhandenen Förderinstrumen-
ten zur Studienfinanzierung bereits 
hinlänglich erreicht wird. Flankierend 
ist das Informations- und Beratungs-
angebot für beruflich qualifizierte In-
teressenten deutlich auszubauen.

Die Öffnung der Hochschulen für die 
Zielgruppe der beruflich Qualifizierten 
bietet an den Hochschulen neue Per-
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spektiven bei der Gestaltung zu-
kunftsfähiger Studienangebote. Be-
ruflich Qualifizierte sind eine attraktive 
Zielgruppe, die mit ihren umfangrei-
chen Erfahrungen und Kompetenzen 
die Hochschule bereichern und ihr 
Profil stärken kann.

Bund, Länder und Sozialparteien ver-
folgen gemeinsam das Ziel, den 
Übergang von der beruflichen Bil-
dung in die Hochschulen zu beför-
dern und Studienbedingungen be-
darfsgerecht zu gestalten. Dazu be-
darf es der Umsetzung folgender 
Empfehlungen:

1. Hochschulzugang 
für beruflich  

Quali fizierte ohne 
schulische Hochschul-
zugangsberechtigung

Mit dem Beschluss der Kultusminis-
terkonferenz (KMK) „Hochschulzu-
gang für beruflich qualifizierte Bewer-
ber ohne schulische Hochschulzu-
gangsberechtigung“ vom 6. März 
2009 einigten sich die Länder auf ge-
meinsame Kriterien des Hochschulzu-
gangs für beruflich qualifizierte Bewer-
berinnen und Bewerber ohne schuli-
sche Hochschulzugangsberechtigung.

Die neuen Regelungen eröffnen den 
Inhabern beruflicher Aufstiegsfortbil-
dungen (Meister, Techniker, Betriebs-
wirte, Fachwirte und Inhaber gleich-
gestellter Abschlüsse) den allgemei-
nen Hochschulzugang und definieren 
die Voraussetzungen, unter denen 
beruflich Qualifizierte ohne Aufstiegs-
fortbildung den fachgebundenen Zu-
gang zur Hochschule erhalten. Mitt-
lerweile haben die Länder den KMK-
Beschluss größtenteils in jeweiliges 
Landeshochschulrecht übertragen 
und somit die Grundlagen für die Auf-
nahme beruflich Qualifizierter an die 
Hochschulen gelegt. Eine Reihe von 
Bundesländern hat diese gemeinsa-
men Standards übernommen; andere 
haben die KMK-Regelung zum An-
lass genommen, die Zugangsbedin-
gungen für Berufserfahrene noch of-
fener zu gestalten.

Für beruflich qualifizierte Bewerber 
ohne berufliche Aufstiegsfortbildung 
sieht der KMK-Beschluss eine fach-
gebundene Hochschulzugangsbe-
rechtigung vor, die an die Erfüllung 
weiterer Voraussetzungen geknüpft 
ist, wie zum Beispiel den erfolgrei-
chen Abschluss eines Eignungsfest-
stellungsverfahrens oder eines Pro-
bestudiums. Der Hauptausschuss 
vertritt die Auffassung, dass bei der 
Entscheidung über den Zugang an 
die Hochschulen die bereits beruflich 
erworbenen Kompetenzen stärker 
berücksichtigt werden sollten. 

Er spricht sich daher gegen Zugangs-
prüfungen aus, die vorwiegend schu-
lisch-systematisiertes Wissen zum 
Gegenstand haben. Die Hochschu-
len sind gefordert, bei der Eignungs-
feststellung konsequent auf die durch 
Berufsbildung und Berufspraxis er-
worbenen studienrelevanten Kompe-
tenzen und die Motivation der Studi-
eninteressenten abzustellen.

2. Anrechnung  
beruflich erworbener 

Kompetenzen auf 
Hoch schulstudiengänge

Der Etablierung von Verfahren zur 
Anrechnung beruflich erworbener 
äquivalenter Kompetenzen auf Hoch-
schulstudiengänge kommt eine ent-
scheidende Bedeutung auf dem Weg 
zu mehr Durchlässigkeit zu. Dabei ist 
es besonders wichtig, Transparenz, 
Verlässlichkeit, Nachvollziehbarkeit 
und Akzeptanz von Anrechnung zu 
gewährleisten. Durch Anrechnung 
beruflicher Vorbildung werden Re-
dundanzen vermieden, die Motivation 
zur Aufnahme eines Studiums bei be-
ruflich Qualifizierten entscheidend 
befördert und die Chancen für einen 
zügigeren Studienabschluss erhöht.
Der KMK-Beschluss zur „Anrech-
nung von außerhalb des Hochschul-
wesens erworbenen Kenntnissen 
und Fähigkeiten auf ein Hochschul-
studium“ sieht vor, dass bis zu fünf-
zig Prozent eines Hochschulstudi-
ums durch außerhalb des Hoch-
schulwesens erworbene Kenntnisse 
und Fähigkeiten ersetzt werden kön-

nen. Der Hauptausschuss fordert die 
Hochschulen auf, diese Möglichkeit 
in Zukunft verstärkt zu nutzen und 
damit zur weiteren Etablierung von 
Anrechnung beizutragen.

Die Ergebnisse der Initiative des  
Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung „Anrechnung beruflicher 
Kompetenzen auf Hochschulstudien-
gänge“ belegen durch erprobte Ver-
fahren die Machbarkeit von Anrech-
nung beruflich erworbener Kompeten-
zen auf Hochschulstudiengänge. Die 
Entwicklung und Implementierung in-
dividueller und pauschaler bezie-
hungsweise kombinierter Verfahren 
zur Anrechnung beruflicher Qualifikati-
onen werden durch wechselseitig ver-
ständliche und akzeptierte Lernergeb-
nisbeschreibungen erleichtert. Der 
Hauptausschuss fordert daher alle be-
teiligten Institutionen auf, die qualitäts-
gesicherte Lernergebnisbeschreibung 
in den Verordnungen und Rahmen-
lehrplänen der beruflichen Bildung 
sowie in den Studien- und Prüfungs-
ordnungen und Modulhandbüchern 
der Studiengänge sicherzustellen.

Zudem sind an den Hochschulen die 
Voraussetzungen für die Anrechnung 
beruflich erworbener Kompetenzen 
zu schaffen. Dazu zählt die Aufnah-
me von Anrechnungsregelungen in 
die Prüfungsordnungen sowie die In-
formation und Beratung über An-
rechnungsverfahren und -kriterien.

Des Weiteren empfiehlt der Hauptaus-
schuss, die Möglichkeiten zur pau-
schalen Anrechnung beruflich erwor-
bener Kompetenzen unter Beteiligung 
der Akteure der beruflichen Bildung 
bedeutend auszubauen und zu erwei-
tern. Dazu sollte die Ermittlung und 
Kennzeichnung von Anrechnungspo-
tenzialen bei der Entwicklung von Stu-
dienangeboten und der Akkreditierung 
der Studiengänge durch die Akkredi-
tierungsagenturen eine größere Rolle 
spielen.

Der Hauptausschuss regt an, die 
Durchlässigkeit auch von der hoch-
schulischen zur beruflichen Bildung zu 
fördern. An Hochschulen erworbene 
Kompetenzen sind – soweit sie fach-
lich-inhaltlich dem angestrebten Aus-
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bildungsberuf entsprechen – grund-
sätzlich geeignet, die vertragliche 
Dauer einer dualen Berufsausbildung 
zu verkürzen. Darüber hinaus können 
diese Kompetenzen auch bewirken, 
dass eine Zulassung zur Abschluss-
prüfung vor Ablauf der Ausbildungs-
zeit erfolgen kann. Soweit an Hoch-
schulen Prüfungen abgelegt werden, 
die mit Bestandteilen von Fortbil-
dungsprüfungen vergleichbar sind, 
kann eine Befreiung von diesen Prü-
fungsbestandteilen erfolgen. Nach 
Auffassung des Hauptausschusses 
gilt es, diese vorhandenen Möglichkei-
ten zur Berücksichtigung von hoch-
schulisch erworbenen Kompetenzen 
in der beruflichen Bildung stärker zu 
nutzen und weiter bekanntzumachen.

3. Bedarfsgerechte 
Angebote für beruflich 

Qualifizierte

Neben der Regelung des Hochschul-
zugangs und der Anrechnung beruf-
lich erworbener Kompetenzen kann 
die Durchlässigkeit zwischen berufli-
cher und hochschulischer Bildung 
durch eine zielgruppengerechte Aus-
gestaltung von Studienangeboten ver-
bessert werden. Berufsbegleitende 
Studienformen, aber auch Teilzeitstu-
diengänge sind für die Partizipation 
von Berufstätigen von zentraler Be-
deutung, da sie eine bessere Verein-
barkeit von Studium, Beruf und Fami-
lie ermöglichen. Der Hauptausschuss 
empfiehlt daher, berufsbegleitende 
Studienangebote Schritt für Schritt 
auszubauen. Ebenso sind zielgrup-
pengerechte Vorbereitungs- und Un-
terstützungsprogramme verstärkt an-
zubieten, die beruflich Qualifizierten 
den Übergang in ein Hochschulstudi-
um erleichtern. Dazu zählen beispiels-
weise Brückenkurse und Mentoren-
programme. Der Hauptausschuss for-
dert vor allem die Träger der beruflichen 
Bildung und die Hochschulen auf, sol-
che Programme gemeinsam, gegebe-
nenfalls auch mit weiteren Akteuren, 
zu entwickeln und durchzuführen.

Der Hauptausschuss empfiehlt, be-
reits bei der Entwicklung von Studien-
angeboten verstärkt die Zielgruppe 

der beruflich Qualifizierten mit zu be-
rücksichtigen. Dazu sollte die berufli-
che Vorerfahrung integriert und Didak-
tik und Methodik auch auf diese Ziel-
gruppe und ihre Kompetenzen 
ausgerichtet werden. Für Absolventin-
nen und Absolventen der beruflichen 
Aufstiegsfortbildung, die bereits eine 
umfangreiche Bildungs- und Erwerbs-
biografie vorweisen können, bietet 
sich der direkte Zugang zu Master-
Studiengängen an. Dazu eröffnen die 
überarbeiteten ländergemeinsamen 
Strukturvorgaben der KMK neue 
Spielräume. Der Hauptausschuss ist 
der Auffassung, dass beruflich Qualifi-
zierte mit erfolgreich abgeschlossener 
beruflicher Aufstiegsfortbildung die 
Möglichkeit erhalten sollten, auch 
ohne ersten akademischen Abschluss 
ein Master-Studium aufzunehmen.

4. Finanzierung
Die Frage der Finanzierbarkeit stellt für 
beruflich Qualifizierte eine weitere 
Hürde zur Aufnahme eines Studiums 
dar. Im Vergleich zu Abiturienten sind 
beruflich Qualifizierte bei Studienbe-
ginn häufig älter und verfügen über 
weiterreichende berufliche und famili-
äre Verpflichtungen.

Finanzielle Fördermöglichkeiten für 
berufserfahrende Studierende sind je 
nach den individuellen Voraussetzun-
gen beispielsweise über das BAföG 
oder das Aufstiegsstipendium gege-
ben. Genutzt werden können ebenso 
Weiterbildungsstipendien, Bildungs-
prämien und die Bildungs- und Qualifi-
zierungsangebote einzelner Bundes-
länder.

Insgesamt ist jedoch festzustellen, 
dass es für die Zielgruppe der beruf-
lich Qualifizierten angesichts der viel-
fältigen Möglichkeiten zur Organisati-
on von Studium und Erwerbstätigkeit 
wenig Transparenz der kommenden 
Förderinstrumente und deren Nutzung 
gibt.

Der Hauptausschuss sieht daher die 
dringende Notwendigkeit, die vor-
handenen Förder- und Unterstüt-
zungsinstrumente einer zielgruppen-
spezifischen Analyse zu unterziehen. 
Das Postulat des lebensbegleitenden 

Lernens muss sich auch in geeigne-
ten, allen Interessenten offenstehen-
den und flexibel anwendbaren Finan-
zierungskonzepten niederschlagen. 
Denkbar sind individuelle Kombinati-
onen aus Eigenfinanzierung der Stu-
dierenden, betrieblicher Beteiligung 
und staatlicher Förderung.

5. Information und 
Beratung

Der Hauptausschuss empfiehlt, die 
Kooperationsbeziehungen zwischen 
den Trägern der beruflichen Bildung 
und den Hochschulen weiter auszu-
bauen. Hierfür wird die Einrichtung von 
Gremien mit Vertretern der beruflichen 
und der hochschulischen Bildung an-
geregt, in denen Maßnahmen zur För-
derung der Durchlässigkeit entwickelt 
und umgesetzt werden können.

Um die Durchlässigkeit zwischen be-
ruflicher und hochschulischer Bildung 
zu fördern, empfiehlt der Hauptaus-
schuss den Hochschulen und Trägern 
der beruflichen Bildung, sich künftig 
verstärkt bei der Information und Bera-
tung von beruflich qualifizierten Studi-
eninteressierten zu engagieren. Hoch-
schulen sollten Studieninteressierte 
und Unternehmen offensiver über die 
Möglichkeiten einer Studienaufnahme 
von beruflich Qualifizierten sowie einer 
Anrechnung der außerhalb von Hoch-
schulen erworbenen Kompetenzen in-
formieren und beraten.

Um mehr adäquate Studienangebote 
zu schaffen, sollten sie vorliegende In-
formationen und Erfahrungen für sich 
nutzbar machen. Insbesondere bei der 
Entwicklung und Umsetzung der An-
rechnungsverfahren bieten die Träger 
der beruflichen Bildung an, die Hoch-
schulen zu unterstützen. Studenten-
werke, Studienstiftungen und die Stif-
tung Berufliche Bildung sollten ihr In-
formations- und Beratungsangebot für 
die Zielgruppe der beruflich qualifizier-
ten Studieninteressenten weiter aus-
bauen. Auch die für die Berufsbildung 
zuständigen Stellen und die Arbeits-
agenturen sollten Informationsmaterial 
und Hilfen anbieten, um die jeweils 
maßgeblichen Ansprechpartner zu fin-
den.“ K
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erweiterte
verantwortung

Schule in erweiterter Verantwortung –  
Entwicklungslinien und Perspektiven*

von Ulrich Steffens 
Institut für Qualitätsentwicklung (Wiesbaden)

Rudolf Messner sieht die aktuellen Ver-
änderungen des Schulwesens „vor 
dem Hintergrund weltweiter gesell-
schaftlicher Veränderungen“ (Messner 
2000, S. 11). So bringe „(…) die Dyna-
mik der Globalisierung internationale 
wirtschaftliche Konkurrenz hervor, wel-
che Bildung für die Steigerung der ge-
sellschaftlichen Produktivität in Dienst 
nimmt und auf Schule und Unterricht 
durch energische Forderungen nach 
Straffung und Effektivierung der Inhalte 
und Organisationsformen zurück-
wirkt.“ (Messner 2000, S. 11) Dabei in-
terpretiert Rudolf Messner die schuli-
schen Neuerungen unter Be zugnahme 
auf Becks soziologische Modernisie-
rungstheorie (Beck 1986, S. 13 ff.). 
Sein Kerngedanke ist: „In der spätin-
dustriellen Gesellschaft vollzieht sich 
unter dem Druck der Globalisierung 
eine folgenreiche Veränderung bisher 
gültiger Lebens- und Handlungsfor-
men. (…) Jeder einzelne Mensch muss 
das früher selbstverständlich Vorgege-
bene nun aus einer Pluralität von Mög-
lichkeiten auswählen und für sich neu 
als verbindlich definieren. Es scheint 
zunächst paradox, ist aber bei näherer 
Betrachtung einleuchtend, dass gera-
de das Sich-Verflüchtigen vorgegebe-
ner Ordnungen, in die man noch vor 
einer Generation gleichsam nur hinein-
zuschlüpfen brauchte, nun für jeden 
Einzelnen die Zuschreibung eines hö-
heren Maßes an Verantwortung, Selbst-
organisation und Entscheidungskom-
petenz bedeutet. Aber auch die  
ethischen Anforderungen an die Ver-
antwortlichkeit jedes Einzelnen haben 
zugenommen. Unser Leben, so Beck, 
wird dadurch verstärkt zu einem „refle-
xiven Leben“ – ständig haben wir Wi-

dersprüche aufzulösen und Entschei-
dungen zu treffen und müssen – privat 
und in den großen Institutionen – durch 
Erproben und Aushandeln das für uns 
Richtige erst finden. Dieses reflexive 
Ringen um neue Formen in allen Berei-
chen ist für Beck das entscheidende 
Kennzeichen der Epoche.“ (Messner 
2000, S. 17) Für die Schule bedeutet 
dieser Entwicklungsprozess, „dass sie 
sich selbst zu einer lernenden Instituti-
on weiterentwickeln muss“ und „dass 
sie die Lernenden auf deren veränderte 
Lebenssituation vorzubereiten hat“ 
(Messner 2000, S. 18). Damit liefert Ru-
dolf Messner zugleich einen pädagogi-
schen Begründungszusammenhang 
für den Trend zur verstärkten Selbst-
ständigkeit der Einzelschule, der nach 
Klaus-Jürgen Tillmann von vier Haupt-
linien geprägt wird: den Diskursen über 
„pädagogische Entwicklung“, über 
„Demokratie“, über „Schule als Be-
trieb“ und über „Sparpolitik und Ar-
beitsbelastung“ (Tillmann 1995, S. 33 
f.). 

1. Entwicklungslinien

Die fachöffentliche Diskussion um 
eine verstärkte Selbstständigkeit von 
Schulen in Deutschland wird – aus-
gehend von Hellmut Beckers Kritik 
an der verwalteten Schule (Becker 
1956) –  seit über fünf Jahrzehnten 
mit unterschiedlichen Akzenten und 
in unterschiedlichem Ausmaß ge-
führt, ohne dass bis heute in den 
Schulsystemen der deutschen Län-
der eine Schulverfassung realisiert 
worden ist, die dem Anspruch einer 

selbstorganisierten, selbstverant-
worteten und selbstwirksamen 
Schule zu entsprechen vermag. Den-
noch sind im Verlauf der Dekaden 
Meilensteine gesetzt worden, die 
Perspektiven aufzeigen und weitere 
Entwicklungen ermöglichen: 

In den 1950er-Jahren entwickelten 
sich erste zaghafte Bemühungen um 
die freie Zusammenstellung des 
Lehrkörpers und um eine freie Ge-
staltung des Lehrplans („Tübinger 
Beschlüsse“ von 1951; Höfling 1998). 

In den 1960er-Jahren sind es die 
aufkommende Kritik an der man-
gelnden Effizienz der Schulverwal-
tung (Ellwein 1964; Rumpf 1968; 
Fürstenau 1969; Wellendorf 1969) 
und die ersten Forderungen nach 
einer selbstverwalteten Schule im 
Jahre 1964 durch die Vereinigung 
der Deutschen Staatsrechtslehrer 
(Höfling 1998). 

In den 1970er-Jahren ist vor allem 
das Gutachten des Deutschen Bil-
dungsrats zur „verstärkten Selbst-
ständigkeit der Schule und Partizi-
pation der Lehrer, Schüler und El-
tern“ von herausragender Bedeutung 
(Deutscher Bildungsrat 1973). Dabei 
war der Gedanke leitend, dass in 
einer komplexer werdenden Gesell-
schaft die unterschiedlichen Alltags-
situationen nicht mehr zentral ver-
waltet werden können. Daraus 
wurde gefolgert: „Die staatliche Ver-
waltung sollte sich deshalb (…) auf 
den Erlass von Rahmenvorgaben 
beschränken und deren Einhaltung 
kontrollieren. Die Bewältigung der je 
besonderen Probleme und Schwie-
rigkeiten in der Schule, die Erarbei-
tung von Lösungsmöglichkeiten und 
-alternativen sowie deren Kontrolle 
ist dagegen eine Aufgabe, die nur in 
eigener Verantwortung der Schule, 
in Prozessen der Kooperation und 
Selbstkontrolle im Medium schuli-
scher Öffentlichkeit geleistet werden 
kann“ (Deutscher Bildungsrat 1973, 
S. A 11). Diese Ideen waren der Bil-
dungsverwaltung zum damaligen 
Zeitpunkt zu radikal und wurden 
deshalb von keinem Bundesland bei 
der zaghaft beginnenden  Reform 
der Bildungsverwaltung berücksich-
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tigt. Da eine Bildungsreform ohne 
eine leistungsfähige Schulverwal-
tung nicht gelingen kann, breitete 
sich angesichts einer nach wie vor 
vorherrschenden retardierten Bil-
dungsverwaltung in der Folgezeit 
eine „Resignation über die Schwie-
rigkeiten der Bildungsreform“ aus 
(Bessoth 1974, S. 77). 

Die 1980er-Jahre waren demgegen-
über von zahlreichen neuen Initiati-
ven aus unterschiedlichen Hand-
lungszusammenhängen geprägt: 

M  Der Deutsche Juristentag von 
1981 griff die Forderungen des 
Deutschen Bildungsrats von 1973 
wieder auf und plädierte mit sei-
nem „Entwurf eines Landesschul-
gesetzes“ für ihre Realisierung. 
(Deutscher Juristentag 1981). 

M  Einzelne Reformschulen bemühten 
sich um die aktive Mitverantwor-
tung der Beteiligten am Schulleben 
und die Erprobung neuer pädago-
gischer Ansätze. „Deren Bestreben 
war es, schulisches Lernen für die 
Schülerinnen und Schüler erfah-
rungsbezogener, sinnlicher und 
selbstverantwortlicher zu gestalten 
und ihm die Basis einer im Zusam-
menleben errungenen Gemein-
samkeit zu geben.“ (Messner 2000, 
S. 11)  Insbesondere sind zu nen-
nen: die bereits 1974 von Hartmut 
von Hentig gegründete Laborschu-
le Bielefeld, die Glockseeschule in 
Hannover und die Offene Schule 
Kassel-Waldau (Thun & Tillmann 
1997; Glockseeschule 1981; Mess-
ner 1995). 

M  Angloamerikanische Ansätze der 
Organisationsentwicklung, von 
Richard Bessoth und Hans-Gün-
ter Rolff in die deutsche Schulent-
wicklung eingeführt und weiter-
entwickelt, ermöglichten ein me-
thodengeleitetes Vorgehen zur 
systematischen Entwicklung von 
Schulkollegien (Bessoth 1980; 
Rolff 1986). 

M  Der 1985 vom früheren „Hessi-
schen Institut für Bildungsplanung 
und Schulentwicklung – HIBS“ 
(Wiesbaden) und von der damali-

gen „Forschungsgruppe Gesell-
schaft und Region“ (Konstanz)  ge-
gründete „Arbeitskreis Qualität 
von Schule“ hat – vor dem Hinter-
grund von Befunden zur Unter-
schiedlichkeit einzelner Schulen – 
im Verlauf seines Bestehens die 
Gestaltungsmöglichkeiten der Ein-
zelschulen als „pädagogische 
Handlungseinheiten“ aufgezeigt 
(Fend 1987) und zum Ansatzpunkt 
für die weitere Schulentwicklung 
erklärt (Steffens & Bargel 1987). 
Damit verbunden war auch der 
konzeptionelle Gedanke der ver-
stärkten Selbstständigkeit der Ein-
zelschule (Pfister & Weishaupt 
1988). 

Im Verlauf der 1990er-Jahre erhielten 
diese Überlegungen zunehmend Ein-
fluss auf die Schulsystementwick-
lung. Ihren schulrechtlichen Nieder-
schlag fanden die Ansätze zur ver-
stärkten Selbstständigkeit der 
Einzelschule erstmals in Deutschland 
im Hessischen Schulgesetz von 1992 
(unter Kultusminister Hartmut Holz-
apfel; verantwortlicher Justiziar und 
maßgeblicher Autor: Franz Köller; 
Hessisches Kultusministerium 1992). 
Dieses Gesetz war impulsgebend für 
andere Bundesländer. Für die weite-
ren konzeptionellen Ansätze einer 
Umstrukturierung spielten dabei vor 
allem Erfahrungen aus anderen 
Schulsystemen (Liket 1993) und An-
sätze des „New Public Management“ 
(Dubs 1996) eine wichtige Rolle. So 
wurden beispielsweise Ende der 
1990er-Jahre in Hessen „Schulpro-
gramme“ und „schulinterne Evaluati-
on“ – sowie zu einem späteren Zeit-
punkt „schulinterne Vergleichsarbei-
ten“ – als neue Elemente der 
schulischen Qualitätssorge und 
selbstverantworteten Gestaltung der 
Einzelschule verpflichtend eingeführt 
(Hessisches Kultusministerium und 
Hessisches Landesinstitut für Päda-
gogik 1996). Sie sind in erster Linie für 
die Schulentwicklung und als Grund-
lagen für ein schuleigenes Qualitäts-
management konzipiert worden. 

Im ersten Jahrzehnt der 2000er- 
Jahre wurden – insbesondere vor 
dem Hintergrund des schwachen 
Abschneidens bei internationalen 

Vergleichsuntersuchungen – weitere 
Elemente einer schulischen Quali-
tätssorge etabliert. Dazu zählen ins-
besondere zentrale Abschlussarbei-
ten, standardisierte Lernstandserhe-
bungen, Schulinspektionen bzw. 
externe Qualitätsanalysen und in 
jüngster Zeit „Bildungsstandards“ in 
Verbindung mit ihrer erstmaligen 
Normierung im Jahre 2009. Diese 
sind in erster Linie als ergänzende 
schulexterne qualitätssichernde und 
standardbildende Elemente konzi-
piert und stellen ein Pendant zu den 
schulinternen Verfahren dar. 

Obwohl damit ein kompletter Kranz 
der Qualitätsentwicklung und Quali-
tätssicherung des Schulwesens in 
der Perspektive eigenverantwortli-
cher Schulen geflochten zu sein 
scheint, stagniert gleichzeitig aber 
die gezielte systematische Umstruk-
turierung des Schulwesens auf dem 
Weg zur selbstständigen Schule. 

2. Paradoxe Kon-
stellationen der Schul-

systemsteuerung

Insgesamt betrachtet, ist der viel-
schichtige Entwicklungsprozess 
einer Schule in erweiterter Verant-
wortung im Verlauf der Dekaden 
durch widersprüchliche Konstellati-
onen gekennzeichnet: 

Einerseits werden neue Instrumente 
einer Qualitätsentwicklung und Qua-
litätssicherung in (nahezu) allen 
deutschen Ländern eingeführt, die 
den internationalen Trends folgen 
und prinzipiell eine neue Schulsys-
temsteuerung ermöglichen. Aller-
dings können die meisten Schulen 
den neuen Anforderungen aufgrund 
der real existierenden Arbeitsgrund-
lagen der traditionellen System-
strukturen kaum entsprechen: 

M  Bedingt durch die individuell ori-
entierte Verfasstheit der Lehrer-
rolle sind Verantwortungs- und 
Gestaltungsbewusstsein für die 
Schule insgesamt nicht ausge-
prägt. 
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M  In dessen Folge sind auch die er-
forderlichen Gestaltungskompe-
tenzen der Organisationsmitglie-
der nicht ausgebildet. 

M  Aufgrund der vorherrschenden tra-
ditionellen Steuerungsmaßnahmen 
fehlen die erforderlichen Ressour-
cen an Arbeitszeit und Arbeits-
strukturen. So werden nach wie 
vor keine Zeitgefäße ausgewiesen, 
die für die schulischen Gestal-
tungsaufgaben erforderlich wären. 
Ohne entsprechende Arbeitszeit-
modelle geht es aber nicht. Die 
Ausstattung der Schulleitungen hat 
sich nur unwesentlich geändert, 
obwohl dem entsprechenden Per-
sonal erhebliche neue Führungs-
aufgaben zugewiesen wurden. 

Andererseits ist eine systematische 
Umsteuerung der bürokratisch ver-
fassten Schulstrukturen hin zu einem 
modernen, weitgehend selbststän-
digen, selbstverantworteten und 
selbstwirksamen Schulsystem kaum 
zu erkennen. Im Grunde existieren 
derzeit zwei Parallelstrukturen, die 
miteinander kollidieren und sich ge-
genseitig blockieren. Dies zieht eine 
paradoxe Konstellation nach sich: 

M  Die neuen Elemente, die eine 
selbstständige, selbstverantwor-
tete und selbstwirksame Schule 
ermöglichen könnten, werden 
den Schulen in Form von Detail-
anweisungen auferlegt. Beispiels-
weise wird auf dem Erlasswege 
vorgeschrieben, welche Entwick-
lungsvorhaben die Schulen in 
nächster Zeit zu bearbeiten und in 
ihrem Schulprogramm zu berück-
sichtigen haben. 

M  Den Schulleitungen werden zahl-
reiche neue Aufgaben übertragen, 
die bislang von den staatlichen 
Schulämtern wahrgenommen 
wurden; sie bekommen dabei de-
tailliert vorgeschrieben, wie sie 
diese auszuführen haben. Gleich-
zeitig wird nicht berücksichtigt, 
welche Konsequenzen die zu-
sätzlichen Arbeiten für Schullei-
tungen nach sich ziehen und mit 
welcher Infrastruktur sie diese be-
wältigen können. 

M  Das Schulpersonal erhält im Zuge 
der neuen Verfahren der Quali-
tätsentwicklung und Qualitätssi-
cherung Aufträge, die weder im 
Kompetenzprofil noch im Arbeits-
zeitbudget ausgewiesen sind. 

Diese Parallelstruktur ist für die Bil-
dungsplanung und Schulentwicklung 
folgenreich: Unter gleichzeitiger Bei-
behaltung der bürokratisch verfass-
ten Organisationsstrukturen des 
Schulwesens, der faktischen detail-
lierten Handlungsaufträge an die Or-
ganisationsmitglieder und der unzu-
länglichen Zeitgefäße wird trotz der 
Einführung neuer Steuerungsinstru-
mente das Grundanliegen der ver-
stärkten Selbstständigkeit von Schu-
len kaum zur Entfaltung kommen 
können. Es ist deshalb nicht von der 
Hand zu weisen, dass es sich hier um 
ein erhebliches Problem bei der aktu-
ellen Schulsystemsteuerung handelt. 
Vor diesem Hintergrund ist unschwer 
nachzuvollziehen, dass das Konzept 
der „Selbstständigen Schule“ in 
einem verminten Feld der real existie-
renden Schulverwaltung und Schul-
praxis angesiedelt ist. 

3. Orchestrierung der 
Instrumente und 

Synchronisierung der 
Handlungsebenen als 
zentrale Herausforde-

rungen der Schul-
systemsteuerung 

Vor dem skizzierten Hintergrund 
scheint eine Analyse von Hasso von 
Recum zur bildungspolitischen 
Steuerung des Schulsystems nach 
wie vor zutreffend zu sein. Er spricht 
von einem „Akt der Selbstamputati-
on des bildungspolitischen Steue-
rungssystems“ (Recum 1997, 72), 
der zu einer sich zunehmend ver-
schärfenden Dauerkrise in der Sys-
temsteuerung geführt habe. Übrig 
geblieben sei ein Steuerungstorso, 
untauglich zur Bewältigung komple-
xer dynamischer Entwicklungen. 
Damit sei ein Problemstau entstan-

den, der eine schwere bildungspoli-
tische Erblast darstelle und ein wei-
teres Verharren im bildungspoliti-
schen Immobilismus verbiete. Eine 
Reform des Steuerungssystems sei 
also überfällig. 

Hasso von Recum hatte Ende der 
1990er-Jahre den Zustand des deut-
schen Bildungswesens mit harschen 
Worten kritisiert (vgl. v. Recum 
1997): Der deutsche Bildungsföde-
ralismus zeichne sich durch die Zer-
splitterung bildungspolitischer Ziel-
vorstellungen ebenso aus wie durch 
Gestaltungs- und Innovationsarmut 
sowie die Neigung zur Selbstblocka-
de und die Fixierung auf Minimallö-
sungen. Eine Reform des bildungs-
politischen Steuerungssystems sei 
deshalb überfällig. Voraussetzung 
einer solchen Reform sei eine realis-
tische Einschätzung des Potenzials 
politischer Steuerung. 

Bei seinem Plädoyer für eine Reakti-
vierung bildungspolitischer Steue-
rung geht es dem Autor nicht darum, 
das traditionelle Modell technokra-
tisch-zentralistischer Fremdsteue-
rung wieder zur Geltung zu bringen. 
Dieses Modell entspreche nicht mehr 
den Anforderungen der Gegenwart. 
Ein modernes Steuerungssystem 
solle nach dem Subsidiaritätsprinzip 
die Möglichkeiten der Selbststeue-
rung im Bildungswesen nutzen. An-
zustreben sei ein Mischsystem aus 
Selbst- und Fremdsteuerung, in dem 
die Zuständigkeitsgrenzen genau be-
stimmt und festgelegt werden müss-
ten. Ein solches System, wie es sich 
im Konzept einer größeren Selbst-
ständigkeit und Eigenverantwortung 
der Einzelschule ansatzweise ab-
zeichnet, setze aber voraus, dass 
Planung nach wie vor ein wesentli-
cher Bestandteil des Steuerungspro-
zesses sei, „auch wenn ein tendenzi-
ell planungsfeindlicher Zeitgeist das 
nicht wahrhaben möchte“ (ebd.,  
S. 82). Gerade eine möglichst weit-
gehende Selbststeuerung des Bil-
dungswesens erfordere als Gegen-
gewicht eine wirksame Rahmenpla-
nung und geeignete administrative 
Vorkehrungen, um eine „Atomisie-
rung des Bildungswesens“, eine 
„selbstgenügsame Abschottung ein-
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zelner Bildungseinrichtungen“ und 
die „Herr schaft von Beliebigkeit“ zu 
vermeiden (ebd., S. 82 f.). Nur eine 
zuverlässige Zielplanung ermögliche 
ein Handeln, das sich nicht auf das 
Reagieren beschränke, sondern vor-
ausschauend sei und bildungspoliti-
sche Perspektiven eröffne, die über 
den Tag hinaus reichten. Von Recum 
schließt seine Überlegungen mit der 
Feststellung, dass die Notwendig-
keit, das bildungspolitische Steue-
rungssystem zu erneuern, kaum zu 
bestreiten sei. Doch habe man sich 
hierzulande angewöhnt, vor schwieri-
gen bildungspolitischen Reformauf-
gaben, die ungewöhnliche Anstren-
gungen erforderten, zurückzuschre-
cken und vorzeitig zu kapitulieren.

Um die gegebenen Steuerungsmög-
lichkeiten optimal nutzen zu können, 
bedürfe es nach Hasso von Recum 
als erstes eines zielgerichteten Ge-
staltungswillens und der Steue-
rungsfähigkeit der Akteure. Hinzu 
kommen müsse weiterhin ein Steue-
rungshandeln, das nicht punktuell, 
sondern dauerhaft angelegt sei, 
sowie angemessene Steuerungsins-
trumente und Steuerungsmaßnah-
men. Zudem sei die Mobilisierung 
und Bereitstellung entsprechender 
Ressourcen erforderlich. Neben den 
klassischen Steuerungsressourcen 
der politischen Macht, des Geldes 
und des Rechts sei in hochkomple-
xen Gesellschaften mit hohem Legi-
timationsbedarf auch die Herstel-
lung und Sicherung eines politischen 
und gesellschaftlichen Konsenses 
von großer Bedeutung. Weiterhin 
seien hier Steuerungsprogramme 
und ein steuerungstechnisches Ins-
trumentarium sowie Gestaltungs-
wissen der Steuerungsakteure und 
die Ressource „Zeit“ zu nennen. 

Vor dem Hintergrund der Analyse 
Hasso von Recums – die meines Er-
achtens auch heute noch so aktuell 
wie damals ist – scheint mir eine der 
wichtigsten bildungsplanerischen 
Konsequenzen jene zu sein, die in-
nere Stimmigkeit und gegenseitige 
Passung einzelner Maßnahmen auf 
den verschiedenen Handlungsebe-
nen des Bildungssystems in einem 
Gesamtkonzept der Qualitätsent-

wicklung und Qualitätssicherung zu 
fokussieren. Damit plädiere ich zu-
gleich für eine Wiederentdeckung 
der Systemebene als eine der Steu-
erungskräfte im Orchester der klas-
sischen drei Handlungsebenen: der 
Systemebene, der Schulebene und 
der Unterrichtsebene. Wir müssen 
uns meines Erachtens darüber be-
wusst werden, dass diese Ebenen 
für eine wirksame Bildungsplanung 
und Schulentwicklung in einer un-
auflöslichen Einheit als Trias zu kon-
zipieren sind und nicht gegeneinan-
der ausgespielt werden dürfen.

Es ist mein Eindruck, dass den vielen 
Konzepten, Modellversuchen und 
Maßnahmen der letzten 40 Jahre der 
durchschlagende Erfolg deshalb ver-
sagt geblieben ist, weil das Zusam-
menspiel von Einzelelementen der 
Qualitätssicherung und Qualitätsent-
wicklung sowie die gegenseitige Ver-
wobenheit bzw. wechselseitige Ab-
hängigkeit der Handlungsebenen zu 
wenig beachtet wurden. Einzelne 
Elemente können, für sich betrachtet, 
noch so gut gemeint und gestaltet 
sein – ihre Wirkungsmöglichkeiten 
verpuffen durch Gegenläufigkeiten 
anderer Elemente bzw. durch eine 
fehlende Gesamtabstimmung einzel-
ner Maßnahmen auf den verschiede-
nen Handlungsebenen. 

Rückblickend betrachtet, könnte die 
Schulsystemsteuerung (einschließ-
lich Bildungsplanung und Schulent-
wicklung) der letzten 40 Jahre wie 
ein chaotisches Orchester beschrie-
ben werden:1

M  Die einzelnen Musiker spielen 
sehr unterschiedlich gut bzw. 
schlecht. Auf die Güte kommt es 
offenbar auch gar nicht an, denn 
ihr wird keine besondere Sorgfalt 
gewidmet.

M  Manche Spieler halten den Takt 
nicht ein, andere improvisieren, 
wieder andere haben keine Lust 
und nehmen sich mitten im Satz 
eine Pause.

M  Obwohl für eine erfolgreiche Dar-
bietung notwendig, sind manche 
Orchestergruppen gar nicht oder 

nur unvollständig besetzt. Gleich-
zeitig wird so getan, als sei die 
Orchesterbesetzung vollständig 
versammelt.

M  Innerhalb der Orchestergruppen 
und zwischen den einzelnen Or-
chestergruppen wird nach unter-
schiedlichen Notenblättern ge-
spielt.

M  Die Partitur des Dirigenten und 
die Notenblätter der Orchester-
mitglieder stimmen nicht überein.

M  Und der Dirigent wirkt irgendwie 
hilflos – aber der Fassade nach 
so, als ob er alles im Griff hätte.

Das unbestritten „überzeichnete“ 
Bild ließe sich leicht weiter ausma-
len. Es verdeutlicht sicherlich bereits 
in der vorliegenden Form die Not-
wendigkeit einer „Rekonstruktion“ 
der bildungspolitischen Steuerung, 
wie sie in den zitierten Überlegun-
gen von Recums dringend ange-
mahnt wird. 

4. Perspektiven für die 
Bildungsplanung und 

Schulentwicklung

Damit stellt sich die Frage, wie eine 
solche Rekonstruktion ins Werk ge-
setzt werden, wie der dazu notwen-
dige politische und gesellschaftliche 
Konsens sich entwickeln und wie ein 
umfassendes, auf Bundes- wie auf 
Länderebene angesiedeltes Pla-
nungsszenario aussehen könnte. 

In einem ersten Schritt wären dazu 
die makroorganisatorischen Vor-
strukturierungen der Schulgestaltung 
(also die gesetzlichen und admini-
strativen Vorgaben) als „institutio-
nelle Opportunitätsstrukturen“ (Fend 
2008, S. 158) wiederzuentdecken. 
Diese müssten als „Handlungsgele-
genheiten“ (Fend 2008, S. 158) und 
nicht als erschlagende allumfassen-
de Detailsteuerung des schulischen 
und unterrichtlichen Alltagshandelns 
konzipiert werden. Wesentliche Ge-
staltungsparameter für diesen Re-
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formprozess stellen das Umdenken 
von der Input- zur Outputsteuerung 
bzw. ein Perspektivenwechsel von 
der Angebots- zur Nutzungsseite 
dar. Dabei ist die Frage nach den pä-
dagogischen Wirkungen in den Mit-
telpunkt des Handelns zu rücken 
(Wirkungsdenken). Dahinter verbirgt 
sich eine evaluative Arbeitshaltung, 
die auf den pädagogischen Nutzen 
des schulischen und unterrichtlichen 
Handelns ausgerichtet ist. 

Angebots-Nutzungs-Modell

Im Kern liegt dem ein einfaches 
Denkmodell zugrunde, nämlich das 
Angebots-Nutzungs-Modell, wie es 
Helmut Fend in seinen neueren Ar-
beiten zur Theorie der Schule be-
schrieben hat (siehe Fend 2008). 
Wenn man Angebot und Nutzung als 
zwei Seiten ein und derselben Me-
daille begreift, dann wird im Rück-
blick auf ca. 40 Jahre Schulreform in 
Deutschland schnell ersichtlich, dass 
auf allen Handlungsebenen des 
Schulsystems fast nur die Angebots-
seite die Handlungsskripte bestimmt 
hatte. Die Nutzungsseite blieb weit-
gehend vernachlässigt, sei es in der 
Unterrichts-, Schul-, Verwaltungs- 
oder Forschungspraxis. Diese Nut-
zungsseite gilt es zu entdecken und 
als konstitutives Element in die Hand-
lungsskripte aufzunehmen, und zwar 
bei der kompetenzorientierten Unter-
richtsentwicklung, bei der wirkungs-
orientierten Gestaltung einzelner 
Schulen oder bei der evaluationsba-
sierten Bildungsplanung und Schul-
systemsteuerung. 

In der skizzierten Perspektive wäre 
zu reflektieren, welche Prozesse die 
entsprechenden makroorganisatori-
schen Vorstrukturierungen ermögli-
chen und welche flankierenden 
Maßnahmen erforderlich sind, damit 
die rechtlichen Vorgaben auch die 
erwünschten Arbeitsprozesse nach 
sich ziehen. Obwohl solche Prüf-
schritte in Planungsprozessen kons-
titutiv sein müssten, sind die unzu-
reichende Wirkungsorientierung, die 
fehlende Orchestrierung der Reform-
instrumente und die mangelnde 
Synchronisierung der Handlungs-

ebenen ein hervorstechendes Kenn-
zeichen der bisherigen Schulrefor-
men in Deutschland. Möglicherwei-
se sind darin auch die Gründe für die 
geringe Durchschlagskraft vieler Re-
formvorhaben zu sehen. 

Im Sinne des Fendschen „Angebots-
Nutzungs-Modells“ (Fend 2008) stel-
len die rechtlichen Vorstrukturierun-
gen ein Angebot an Verhaltensoptio-
nen bereit. Wie dieses Angebot 
genutzt wird, ist von Transformations-
prozessen abhängig, die durch sub-
jektive und professionelle Überzeu-
gungen sowie durch bewährte Ar-
beitstraditionen beeinflusst werden. 
Die „Nutzer“ rekonstruieren dabei die 
Vorgaben vor ihrem konkret erlebten 
Handlungshintergrund und den damit 
verbundenen „subjektiven Theorien“. 
Insofern ist es konsequent, mit Hel-
mut Fend die makroorganisatorischen 
Vorgaben der Schulsystemsteuerung 
als „institutionelle Opportunitätsstruk-
turen“ (Fend 2008) zu begreifen, die 
Ermöglichungsstrukturen darstellen 
und nicht im Selbstlauf die intendier-
ten Wirkungen nach sich ziehen. Die 
Herausforderung einer klugen Bil-
dungsplanung besteht demnach 
darin, das mögliche Handlungsspek-
trum der Nutzungsseite systematisch 
auszuleuchten und durch eventuelle 
flankierende Maßnahmen zielgerichtet 
zu unterstützen. 

Verpflichtende und  
ermöglichende Bedingungen 
der Bildungsplanung 

In diesem Zusammenhang unter-
scheidet Peter Posch (in Anknüp-
fung an Giddens 1992) zwischen 
„verpflichtenden strukturellen Vor-
aussetzungen“ und „ermöglichen-
den strukturellen Voraussetzungen“ 
(Posch 2008). 

In Anknüpfung an die erwähnten 
Transformationsprozesse bei der 
Rekonstruktion der makroorganisa-
torischen Vorstrukturierungen durch 
die Betroffenen ist es folgerichtig, 
wenn Peter Posch auch die individu-
ellen Voraussetzungen in das Pla-
nungsmodell integriert und bei den 
individuellen Bedingungen gleich-

falls zwischen „verpflichtenden“ und 
„ermöglichenden“ Voraussetzungen 
unterscheidet. 

Wie hilfreich dieses kategoriale Pla-
nungsmodell sein kann, soll an einem 
Beispiel verdeutlicht werden, dem 
derzeit ein hoher Stellenwert für die 
selbst organisierte, selbstverantwor-
tete und selbstwirksame Schule zu-
gesprochen wird: Eine wichtige Kom-
ponente des neuen Schulmodells ist 
die Übernahme von Verantwortung 
für das unterrichtliche bzw. schuli-
sche Geschehen, die durch eine wir-
kungsorientierte Arbeitsweise und 
durch entsprechende metakognitive 
Prozesse erhöht werden soll. Werden 
nun Schulen zur internen Evaluation 
verpflichtet („verpflichtende struktu-
relle Voraussetzung“), so müssen mit 
diesem Auftrag auch korrespondie-
rende Arbeitsbedingungen einherge-
hen, unter denen Evaluation durchge-
führt werden kann. Als „ermöglichen-
de strukturelle Voraussetzungen“ 
sind dabei entsprechende Zeitgefäße 
und geeignete Arbeitsorganisationen 
(Verantwortlichkeiten, Gremien) anzu-
sehen. 

Als „verpflichtende individuelle Vor-
aussetzungen“ wären eine – aus 
dem Auftrag der Lehrerrolle resultie-
rende – Mitarbeit in den entspre-
chenden Gremien und die Übernah-
me von Arbeitsaufträgen zu nennen. 
Dies schließt eine Beachtung der in 
den Arbeitsprozessen geltenden Re-
geln ein (z. B. Einhalten von Be-
schlüssen oder ein fairer Umgang 
miteinander). Dabei wird davon aus-
gegangen, dass diese verpflichtende 
Mitarbeit professionell ausgeführt 
wird. Da aber bekannt ist, dass Lehr-
personen bei der Ausübung evaluati-
ver Aufgaben noch Neuland betre-
ten, ist die verpflichtende Arbeits-
ausführung durch „ermöglichende 
individuelle Voraussetzungen“ zu 
flankieren, nämlich durch entspre-
chende Qualifizierungsprozesse. 

„Proportionale Bildungsplanung“

Mit diesem Beispiel sollte – ohne dabei 
ins Detail zu gehen – nur das prinzipiel-
le Vorgehen einer Bildungsplanung für 
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die Schule in erweiterter Verantwor -
tung skizziert werden. Alle relevanten 
Gestaltungselemente wären dement-
sprechend „durchzukomponieren“ und 
miteinander in Beziehung zu setzen, 
und zwar im Sinne einer Orchestrie-
rung der Reforminstrumente und einer 
Synchronisierung der Handlungsebe-
nen (Schulsystem-, Schul- und Unter-
richtsebene). Dabei hätte der Pla-
nungsprozess nicht nur von den Struk-
tursetzungen auszugehen und die 
„ermöglichenden“ Bedingungen zu 
identifizieren, sondern müsste in einem 
gesonderten Analyseschritt auch um-
gekehrt erfolgen. Das schließt die Fra-
gestellungen ein, welche relevanten 
Prozessbedingungen (z. B. Arbeitsbe-
lastungen, vorherrschende Unter-
richtsskripte) für eine Zielführung von 
Maßnahmen hinderlich und welche 
strukturellen Voraussetzungen dem-
entsprechend obligatorisch erforder-
lich sind. Auf diese Weise würden 
nicht nur unstimmige Ziel-Mittel-Rela-
tionen offenkundig, sondern auch das 
Finanzierbarkeitsproblem bei Maß-
nahmen offensichtlich. Einen solchen 
wechselseitigen Entwicklungsprozess 
könnte man „proportionale Bildungs-
planung“ nennen. Als „proportional“ 
bezeichne ich eine Bildungsplanung, 
bei der die Planungselemente auf den 
unterschiedlichen Handlungsebenen 
in einem funktionalen Zusammenhang 
betrachtet werden sowie verpflichten-
de und ermöglichende Systembedin-
gungen bzw. Systemkomponenten 
verhältnisgleich in Beziehung gesetzt 
werden, um eine zielbezogene Wir-
kungsweise zu erreichen. 

Dabei ist zu reflektieren, welche Pro-
zesse die entsprechenden Vorstruk-
turierungen ermöglichen und welche 
flankierenden Maßnahmen erforder-
lich sind, damit die rechtlichen Vor-
gaben auch die erwünschten Arbeits-
prozesse nach sich ziehen. Obwohl 
solche Prüfschritte in Planungspro-
zessen konstitutiv sein müssten, sind 
die unzureichende Wirkungsorientie-
rung, die fehlende Orchestrierung der 
Reforminstrumente und die man-
gelnde Synchronisierung der Hand-
lungsebenen ein hervorstechendes 
Kennzeichen der bisherigen Schulre-
form in Deutschland. Möglicherweise 
sind darin auch die Gründe für die 

geringe Durchschlagskraft vieler Re-
formvorhaben zu sehen. 

Für eine wirksame Gestaltung von 
Entwicklungsprozessen sind Struk-
tur- und Kulturaspekte gleichberech-
tigt zu betrachten und aufeinander 
abzustimmen. In den zurückliegen-
den Schulreformphasen wurde die-
ses Planungsprinzip häufig nicht be-
rücksichtigt. Es wurde zumeist davon 
ausgegangen, dass Strukturmaßnah-
men gleichsam im „Selbstlauf“ auch 
einen kulturellen Wandel nach sich 
ziehen würden. Dieses Denken gilt es 
bei dem intendierten Entwicklungs-
prozess zu überwinden. Insofern 
müssen die habitualisierten Verhal-
tensweisen („scripts“) und die damit 
verbundenen Handlungsüberzeu-
gungen („beliefs“) als konstitutive 
Planungsparameter Berücksichti-
gung finden. 

Fazit 

Zur Realisierung des anspruchsvol-
len Konzepts einer „Selbstständigen 
Schule“ ist es erforderlich, das bis-
lang vorherrschende „Bürokratie-
modell“ (Durchregulierung und Voll-
zugshandeln) schrittweise durch ein 
modernes Steuerungswesen zu er-
setzen („Qualitätsmanagement“). In 
dieser Perspektive ist die gesamte 
Schulverwaltung auf allen Hand-
lungsebenen neu zu konzipieren, 
angefangen von den rechtlichen 

Vorgaben bis hin zur Neudefinition 
der Aufgabenstellungen für alle 
Handlungsrollen. Überzeugende Lö-
sungsperspektiven können wohl nur 
in einem Diskussions- und Klärungs-
prozess gefunden werden, der nicht 
nur auf den obersten bildungspoliti-
schen Entscheidungsebenen statt-
findet, sondern in den alle „institutio-
nellen Akteure“ (Fend 2006) einzu-
beziehen sind und der zugleich alle 
Handlungsebenen des gesamten 
Bildungssystems in den Blick zu 
nehmen hat. Eine Erfolg verspre-
chende Perspektive dafür bietet der 
„Governance“-Ansatz (vgl. dazu z. 
B. Altrichter & Maag Merki 2010). 

1)  Mit diesem Orchesterbild wird bewusst 

angeknüpft an den Titel der Tagungsdoku-

mentation des OECD-CERI-Seminars von 

1999 in Rheinfelden „Die Vielfalt orches-

trieren. Steuerungsaufgaben der zentralen 

Instanz bei größerer Selbstständigkeit der 

Einzelschulen“ (siehe dazu Schweizeri-

sche Konferenz 2000).

*)  Der Beitrag ist zuerst erschienen in: Amt für 

Lehrerbildung & Institut für Qualitätsent-

wicklung (Hrsg.): Eigenverantwortung in der 

Praxis. Tagungsdokumentation und ergän-

zende Beiträge. Frankfurt/M.: Amt für Leh-

rerbildung, 2010, S. 223–234.

Die Literaturliste kann via Mail über 
die Redaktion (Gernot.Besant@glb-
hessen.de) oder die GLB-Geschäfts-
stelle (Tel. 06181 - 252278) angefor-
dert werden. K
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unterstützung
Personalräte setzen  

sich für den Erhalt der 
Staatlichen Schulämter  

in der bisherigen Struktur 
in Hessen ein

Schulen brauchen Unterstützung vor Ort! 

von Gernot Besant

In einer gemeinsamen Personalrats-
sitzung des Hauptpersonalrates der 
Lehrerinnen und Lehrer, des Haupt-
personalrates beim Hessischen Kul-
tusministerium, aller 15 Gesamtper-
sonalräte der Lehrkräfte bei den 
Staatlichen Schulämtern und Vertre-
tungen aus der Personalräte-Verwal-
tung bei den Staatlichen Schulämtern 
auf dem Luisenplatz in Wiesbaden 
am 18.05.11 wurde der Tagesord-
nungspunkt „Entwicklung der Staat-
lichen Schulämter und der Mitbe-
stimmung in Hessen“ beraten. 

Alle Personalräte fordern den Erhalt 
aller Staatlichen Schulämter und er-
innern an ein Schreiben des HKM 
vom 25.03.2010 an den Hauptperso-
nalrat beim Hessischen Kultusminis-
terium mit der klaren Aussage: „Für 
die Legislaturperiode (09–14) bleibt 
es bei 15 Staatlichen Schulämtern“. 

Die Personalräte kritisieren Pläne, die 
Schulaufsicht weiter zu zentralisie-
ren, das bedeutet, Staatliche Schul-
ämter zusammenzulegen und damit 
eine bewährte, relativ schulnahe 
Schulverwaltung und Schulaufsicht in 
Hessen zu zerschlagen. Bei einer Re-
duzierung von Staatlichen Schuläm-

tern und dem Abbau von Personal 
besteht die Gefahr, dass Entwicklun-
gen von Schulen völlig auseinander-
laufen, Kooperationen zwischen Schu-
len leiden, Schulen mit Problemen  
alleingelassen werden, fachliche, ver-
waltungsmäßige und juristische Un-
terstützung nur noch aus der Ferne 
möglich ist, weitere Verwaltungsarbeit 
ohne personelle Ressourcen den 
Schulen aufgedrückt wird etc. 

Für Personalangelegenheiten wie 
Einstellungen, Abordnungen, Verset-
zungen und Besetzungen von Funk-
tionsstellen ist ein regionaler Bezug 
von Schulaufsicht unbedingt erfor-
derlich. Nur vor Ort und unter genau-
er Kenntnis der Gegebenheiten kön-
nen diese Maßnahmen für die Schu-
len sinnvoll und sozial verträglich 
unter Beteiligung von Gesamtperso-
nalräten (GPRLL) umgesetzt werden. 
Besonders die vom HKM vorange-
triebene Entwicklung zu selbststän-
diger Schule macht eine nahe 
Schulverwaltung und Schulaufsicht 
unabdingbar, weil eine Beliebigkeit 
von Schulentwicklung nicht im Sinne 
von Qualität von Schule sein kann. 

Schulpersonalräte haben schon 
heute durch neue Aufgaben der 
Schulen erheblich mehr Arbeit, ohne 
dass das bisher Auswirkungen auf 
das Volumen ihrer Anrechnungs-
stunden hat. Bisher wird diese zu-
sätzliche Arbeit durch Unterstüt-
zung, Koordination etc. von Gesamt-
personalräten ein wenig aufgefangen. 

Die GPRLL sorgen heute für eine 
Vernetzung mit den Schulpersonal-
räten. Sie geben Informationen wei-
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ter, helfen bei Konflikten, erklären 
Rechtslagen, recherchieren Perso-
nalfälle und räumen viele Fragen 

aus, die andernfalls von Schulleitun-
gen oder dem Staatlichen Schulamt 
gelöst werden müssten. Doch sie 

sorgen nicht nur für eine größere In-
formationsdichte an den Schulen, 
sie tragen durch Schulungen der 
örtlichen Personalräte auch dazu 
bei, dass diese ihre Beteiligungs-
rechte qualifiziert wahrnehmen kön-
nen. 

Wenn die Zahl der Gesamtpersonal-
räte vermindert wird, wird dies zu 
einer erheblichen Verschlechterung 
demokratischer Beteiligung in den 
Schulen führen. Andererseits wer-
den die örtlichen Personalräte deut-
lich mehr Zeit für die Beschaffung 
von Informationen benötigen, die 
ihnen dann auch zusätzlich zuge-
wiesen werden müsste. K

GPRLL Darmstadt-Dieburg
beim Treffen zur außerordentlichen Sitzung 

der Personalräte vor dem HKM in  
Wiesbaden zur Diskussion um die  

„Entwicklung der Staatlichen Schulämter 
und der Mitbestimmung in Hessen“ und 

zum Protest gegen die Zusammenlegung 
und Reduzierung der Ämter am 18.05.2011

von Karin Amend-Raab

Die 15 Staatlichen Schulämter sollen 
nur noch bis 2014 bestehen bleiben. 
Staatliche Schulämter müssen aber 
nicht nur Schulen, die in die Selbst-
ständigkeit gehen, beraten können. 
Ihre Aufgaben sind vielschichtig. Für 
Schulleitungen und Personalräte 
sind bei der Vielfalt an Verwaltungs-
arbeit zusätzliche Aufgaben nicht 
mehr leistbar.

Bereits im August 1997 hatte eine 
Zusammenlegung von 24 auf 15  
Staatliche Schulämter stattgefunden. 
Der Gesamtpersonalrat Darmstadt-
Dieburg betont, auch für die aktuell 
geplante Reduzierung bedeute dies 
für viele Beschäftigte einen notwen-

digen Wechsel des Arbeitsplatzes. 
Einer Zentralisierung folgten längere 
Arbeitszeiten, hö-
here Fahrtkosten, 
soziale und finanzi-
elle Mehrbelastun-
gen, die in Kauf ge-
nommen würden. 
Es stelle sich die 
Frage nach sozialer 
Ve r t räg l i chke i t . 
Auch die Gewäh-
rung eines Jobti-
ckets sei schon 
lange überfällig. Vor 
allem Frauen seien 
von den Zusam-
menlegungen be-

troffen, da sie häufig in Teilzeit tätig 
sind. Die so oft geforderte Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie werde dadurch 
zunehmend gefährdet. Es entwickele 
sich eine regionale Schieflage, die so 
bisher noch nicht existierte. Dies treffe 
auch für die Verlagerung der ZPM nach 
Wiesbaden zu. Die Forderung, z. B. 
qualifizierte Arbeit vor Ort leisten zu 
können, müsse erfüllbar bleiben. 

Ein umfangreicher Katalog von Pro-
blemen und Gefahren aus der Kon-
sequenz der erneuten Zusammenle-
gung von Schulämtern zum Zwecke 
der Kosteneinsparung wurde in die-
ser gemeinsamen Veranstaltung 
aller Gesamtpersonalräte Hessens 
angesprochen. K
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nachrichten 
Aus dem Hauptpersonalrat 

von Ulrike Zimmer

Hessencampus

Die Dienststelle berichtet, dass es 
im Moment 21 Hessencampi in 24 
Kommunen gibt. Im Jahr 2007 
wurde in Hessen mit 7–8 Hessen-
campi gestartet. 2009 ist dann die 
landesweite Ausdehnung des Hes-
sencampus festgeschrieben wor-
den. Nun soll Hessencampus bis 
zum Jahr 2013/14 aufgebaut wer-
den. Danach läuft die Förderung aus 
zusätzlichen Mitteln aus.

Ende 2010 hat die Kultusministerin 
Frau Henzler die Rahmenvereinba-
rung zum Hessencampus mit ihrer 
Unterschrift an die beteiligten Kom-
munen mit der Bitte um Gegenzeich-
nung gesendet. Bis heute haben 22 
Kommunen unterschrieben. Die Be-
denken der noch verbliebenen zwei 
Kommunen sollen kurzfristig geklärt 
werden.

Die Rahmenvereinbarung bezieht 
sich auf den Zeitraum von 2010 bis 
2013/14. Nach Auskunft der Dienst-
stelle enthält die Rahmenvereinba-
rung neben viel Prosa auch sehr 
viele handfeste Teile.

So sollen im Jahr 2011 regionale Ko-
operationsvereinbarungen zwischen 
dem Land und den Kommunen ge-
schlossen werden. Es existieren 
mehrere landesweite Schienen. Im 
Sprecherkreis sind alle 21 Hessen-
campi und das Fachreferat vertre-
ten. Die AG Bildungsberatung (Ver-
treterinnen und Vertreter aller Hes-
sencampi und des Fachreferats) hat 
Leitlinien zur Bildungsberatung erar-
beitet, wobei Bildungsberatung 
auch die Aufgabe jedes Hessen-
campus ist. Landesweit hat es Akti-
vitäten im Bereich Medien gegeben. 
So ist eine einheitliche Lernplattform 

erarbeitet worden. Seit Ende 2010 
gibt es einen Arbeitskreis Kommu-
nalverwaltung. Eine kleine Gruppe 
dieses Arbeitskreises bereitet eine 
Kernkooperationsvereinbarung vor.

Bisher sind 20 Anträge zur Förde-
rung eingegangen. Bedingung für 
die Förderung ist nach Aussage der 
Dienststelle die Unterzeichnung der 
Rahmenkooperationsvereinbarung.

Hessencampus ist im Entwurf des 
Hessischen Weiterbildungsgesetzes 
als Kann-Bestimmung formuliert. Nie-
mand wird zur Teilnahme an der Maß-
nahme Hessencampus gezwungen.

Der HPRLL fragt auch nach den vom 
HKM zur Verfügung gestellten Res-
sourcen für Hessencampus: Für 
2011 kann die Dienststelle Auskunft 
geben. Die Zukunft ist jedoch mit 
einem Fragezeichen versehen. Für 
2011 stehen 2 Millionen Euro im 
Haushalt für Hessencampus zur 
Verfügung. Dies ist wesentlich weni-
ger als in den vergangenen Jahren. 
Denn in dem Betrag sind außerdem 
noch 800.000 Euro Sonderförder-
mittel für freie Träger enthalten. 
Diese waren ab 2008 für diesen 
Zweck extra im Haushalt ausgewie-
sen worden und ab 2011 sind sie di-
rekt im Hessencampusbudget mit 
enthalten. 50 % dieser Mittel können 
jedoch nur abgerufen werden, wenn 
sie einen Bezug zu Hessencampus 
aufweisen. Somit verbleiben für die 
Maßnahme Hessencampus lediglich 
1,2 Millionen Euro. Hinzu kommt ein 
Rest aus dem Jahr 2010 in Höhe von 
400.000 Euro, die bereits vom Fi-
nanzministerium genehmigt sind.

Im Ganzen stehen demzufolge im 
Jahr 2011 1,6 Millionen Euro für 
Hessencampus zur Verfügung.

Entwurf der VO über 
Zuständigkeiten in 
arbeitsrechtlichen  

Personalangelegen-
heiten im Geschäfts-

bereich des HKM

Wie bisher schließen die StSchÄ die 
klassischen Vertretungsverträge ab. 
Aber die befristeten Verträge mit zu-
sätzlichem Personal im erweiterten 
pädagogischen Bereich und im As-
sistenzbereich können nach § 1.6 
von Schulleiterinnen und Schulleitern 
selbstständiger Schulen auch mit 
einer längeren Laufzeit als 5 Wochen 
einschließlich der Entscheidung über 
Entgeltgruppen und Entgeltstufen 
abgeschlossen werden.

Der HPRLL kritisiert die Übertragung 
der aufgeführten Einstellungsmög-
lichkeiten. Auch Schulleiterinnen 
und Schulleiter von selbstständigen 
Schulen verfügen nicht über die 
spezifische Ausbildung, Entgelt-
gruppe, besonders aber die ent-
sprechende Entgeltstufe festzule-
gen. Nicht nur umfangreiche Fortbil-
dung in Tariffragen, sondern auch 
notwendige Zeitressourcen sind 
nicht vorgesehen.  

Der HPRLL zeigt sich erfreut über 
die Regelung, dass für TVH-Be-
schäftigte die Möglichkeit einer 
Dienstbefreiung durch die Schullei-
terin / den Schulleiter über die im 
TVH festgelegten Tage hinaus er-
möglicht wird. 

Der HPRLL weist darauf hin, dass 
bei der Möglichkeit der Anordnung 
von Mehrarbeit die Personalratsbe-
teiligung beachtet werden muss.

Aus Sicht der Dienststelle ist auch 
klar, dass die Anordnung von Mehr-
arbeit über das Schulbudget abge-
deckt sein muss.

Die Dienststelle weist darauf hin, 
dass die Zuständigkeit der Schullei-
terin / des Schulleiters für oben ge-
nannte Vertretungsverträge nur 
dann gegeben ist, wenn die Um-
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wandlung der Schule in eine selbst-
ständige Schule nach § 127d HSchG  
erfolgt. 

Entwurf der VO über 
Zuständigkeiten in 

beamtenrechtlichen 
Personalangelegen-

heiten im Geschäfts-
bereich des HKM 

Im § 1.4 werden den Schulleiterin-
nen und Schulleitern für Stellenbe-
setzungen im schulbezogenen Aus-
schreibungsverfahren folgende Be-
fugnisse übertragen:

a)  Beamtinnen und Beamte bis ein-
schließlich Besoldungsgruppe A13 
zu ernennen,

b)  Schulleiterinnen und Schulleiter 
der selbstständigen allgemeinbil-
denden und beruflichen Schulen 
sowie der rechtlich selbstständi-
gen beruflichen Schulen nach §§ 
127d und 127e des Hess. SchG 
erhalten die Befugnis, Beamtinnen 
und Beamte bis einschließlich Be-
soldungsgruppe A14 zu ernennen.

Zu § 1.4 erwartet der HPRLL, dass 
die geplante Übertragung der Zu-
ständigkeit lediglich das Ausführen 
der Ernennung betrifft. Die juristi-
schen Vorarbeiten, ob je nach Aus-
bildung nach A12 oder A13 einge-
stellt wird, müssen weiter in den St.
SchÄ.  erfolgen.

Zu § 1.5. Eine Ernennung nach A14 
bedeutet die Beförderung zum Ober-
studienrat. Der HPRLL erwartet, dass 
die Auswahl weiter in der Zuständig-
keit der St.SchÄ bleibt, da mögliche 
Konflikte von außen eher zu lösen 
sind.

„Selbstverantwortliche 
Berufliche Schule“  

in Hessen ➔ Transfer-
prozess

Die Dienststelle informiert darüber, 
dass sich zum Transferprozess selbst-

ständige berufliche Schulen (SBS) 
fünfzehn Schulen fristgerecht ange-
meldet haben. Alle Schulen sind zur 
Teilnahme zugelassen worden und 
wurden zur Auftaktveranstaltung ein-
geladen.

Die von verschiedenen Schulen vor-
getragenen Wünsche zu den Rah-
menbedingungen, wie z. B.: verläss-
liche und transparente Lehrerzuwei-
sung oder Einstieg in 100 % + 5 % 
durch Zuschlag von 1 % ab 1. Au-
gust 2011, werden vom Hessischen 
Kultusministerium erfüllt. 

„Selbstverantwortliche 
Berufliche Schulen  

in Hessen“ ➔  
Qualitätshandbuch

Hier gibt es nach wie vor keine 
neuen Informationen. Der Punkt wird 
von Sitzung zu Sitzung vertagt.

VO über die  
Ausbildung und 

Abschlussprüfung an 
Fachoberschulen

Der HPRLL begrüßt, dass die Kritik 
an der Novellierung der Reform jetzt 
aufgenommen wurde und die Stun-
dentafel für die Naturwissenschaf-
ten wieder aufgestockt wurde. Die 
Anpassung der Praktikumszeiten an 
das Schuljahr ist auch sinnvoll, da 
die Betreuung der Schülerinnen und 
Schüler von Beginn an besser si-
chergestellt werden kann.

Der HPRLL stellt darüber hinaus fest, 
dass ansonsten eher Details neu ge-
regelt wurden, die die pädagogische 
Selbstständigkeit einengen oder zum 
Teil nicht mit den notwendigen Res-
sourcen unterfüttert sind.

In der Erörterung mit der Dienststelle 
stellt der HPRLL heraus, dass eine 
Schülerin / ein Schüler des verkürz-
ten gymnasialen Bildungsganges 
bei vorliegender Eignung für die Auf-
nahme in die Einführungsphase der 
GO nach einem Jahr Besuch der 

FOS automatisch die Gleichstellung 
mit dem mittleren Bildungsab-
schluss erreicht hat.

Er begrüßt auch die Möglichkeit, 
dass weiterhin innerschulische  Prak-
tika durchgeführt werden können, da 
erfahrungsgemäß nicht alle Schüle-
rinnen und Schüler auf dem freien 
Markt geeignete Praktikumsplätze 
finden. Er fragt sich allerdings, warum 
die von den Schulen organisierten 
Praktika keinen Niederschlag in der 
Stellenzuweisung finden.

Darauf antwortet die Dienststelle, 
dass bei diesen Praktika das Ken-
nenlernen betrieblicher Strukturen 
im Vordergrund steht. Daher will 
man schulische und betriebliche 
Praktika möglich machen. Die rein 
schulischen Praktika sollten aber 
nur in Einzelfällen durchgeführt wer-
den. 

Nach Aussage der Dienststelle be-
steht die Möglichkeit, dass eine 
Schülerin / ein Schüler, wenn sie/er 
nach Ansicht der Fachkonferenz der 
abgebenden Schule für die FOS 
nicht geeignet ist, dennoch an der 
FOS aufgenommen werden kann. 
Im Zweifelsfall entscheidet nach  
§ 5.12 die Schulleiterin / der Schul-
leiter. Im Regelfall führt diese / die-
ser ein Gespräch mit der Schülerin / 
dem Schüler und fällt nachdem eine 
erweiterte Stellungnahme der abge-
benden Schule vorliegt, eine Ent-
scheidung über die Aufnahme bzw. 
Nichtaufnahme. Allerdings endet die  
Anmeldefrist mit dem 31. März eines 
jeden Jahres. Wenn die Aufnahme-
kapazität erschöpft ist, kann natür-
lich auch bei im Abschlusszeugnis 
vorhandenem positiven Notenbild 
keine Aufnahme mehr erfolgen.

Der HPRLL fragt, warum trotz stär-
kerer Selbstständigkeit der Schulen 
die Abgabe von Entschuldigungen in 
der VO geregelt wird.

Die Dienststelle nennt als Begrün-
dung den Zusammenhang mit dem 
abzuleistenden Praktikum, in dem 
mindestens 800 Stunden abgeleistet 
werden müssen. Daher dürfen Schü-
lerinnen/Schüler nicht zu viel fehlen. 
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In den letzten Jahren gab es ver-
mehrt Missbrauchsfälle, daher ist 
eine einheitliche Regelung notwen-
dig.

Der HPRLL möchte von der Dienst-
stelle wissen, wann mit den in § 14 
avisierten zentralen Prüfungsteilen 
zu rechnen ist? Die Dienststelle ant-
wortet, dass der Zeitpunkt der Ein-
führung zentraler Prüfungsteile noch 
unklar ist, da die Lehrpläne zunächst 
angepasst werden müssen.

Der Entwurf der VO 
über die Berufsschule:

Das kooperative 
vollschulische Berufs-

grundbildungsjahr 
nach § 3a

Das BGJ in kooperativer, vollschuli-
scher Form wird im § 3a der VO über 
die Berufsschule festgeschrieben. 

Der Zuweisungserlass weist für 
diese Klassen allerdings keine Stel-
lenzuweisung aus.

a)  Berechnung der Gesamtnote nach 
§ 5a 

wurde neu geregelt. Allerdings 
wurde der Entwurf der neuen VO 
aus Zeitgründen nicht erörtert. K

bericht 
Aus dem Gesamt-

personalrat RTK und WI
von Matthias Sehr

Auswirkungen der 
Organisationsreform 

an den SSÄ 
Das Dreisäulenmodell „Unterstüt-
zung, Service, Aufsicht“  (USA, ASU, 
AUS oder SAU; die Reihenfolge ist 
beliebig) wird momentan in den SSÄ 
implementiert. Hierbei muss aus 
rechtlichen Gründen auf die strikte 
organisatorische wie personelle 
Trennung der einzelnen Arbeitsbe-
reiche geachtet werden. Dies hat zur 
Folge, dass einzelne Themen-
schwerpunkte nicht mehr von einer 
Person bearbeitet werden dürfen. 
Ein klassisches Beispiel ist der Ge-
sundheits- und Arbeitsschutz. Alle 
drei Säulen werden hierbei tangiert. 
In den anderen Aufgabenbereichen 
deuten sich ähnliche Probleme an. 
Vielleicht hat die geplante Zusam-
menlegung der Schulamtsbezirke 
auch mit dieser Problematik zu tun?

Quereinsteiger (QuiS) 
in den Schuldienst

Durch den erheblichen Mangel an 
Lehrkräften bestimmter Fächer (vor 
allem Physik, Latein, Mathematik, 
Englisch, Deutsch, Chemie, Biolo-
gie, Musik und die meisten techni-
schen Bereiche der beruflichen 
Bildung) ermöglicht das Hessi-
sche Kultusministerium seit 
2009 bestimmten Personen 
mit entsprechender fachli-
cher Qualifikation den Quer-
einstieg in den Schuldienst. 
Im RGT-WI haben 24, in 
Hessen 165 „QuiS“ diesen 
Weg gewählt. 

Nach einem auf die Vorkenntnis-
se der QuiS abgestimmten Vor-
bereitungsdienst findet nach 3 Jah-
ren eine Gleichstellungsprüfung zur 2. 
Staatsprüfung statt, in der die Lehr-

amtsbefähigung festgestellt wird. In 
diesen Vorbereitungsdienst sind vor 
allem die Schulen, das Amt für Lehrer-
bildung, die Staatlichen Schulämter 
und auch die jeweiligen Studiensemi-
nare involviert. 

Das Verfahren ist leider noch unaus-
gereift. Es kommt an vielen Stellen 
zu Problemen und Ungerechtigkei-
ten; vor allem die späte Information 
über eventuell notwendige Nach-
qualifizierungen für das 2. Lehrfach 
führen teilweise zu Unmut bei den 
QuiS und Schulleitungen. Auch das 
AfL und die Studienseminare bekla-
gen die hohe zeitliche Belastung von 
Ausbildern und haben Probleme, 
überhaupt Ausbilder zu finden. K
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Die Tarifpartner verständigten sich 
auf eine lineare Anhebung der Ent-
gelte im öffentlichen Dienst Hessens 
ab dem 1. April 2011 um 1,5 % und 
ab 1. März 2012 um 2,6 %.

Daneben wird im Jahre 2011 eine 
Einmalzahlung von 360 Euro gezahlt. 
Teilzeitkräfte erhalten die Einmalzah-
lung anteilig. Auch die monatlichen 
Ausbildungsentgelte werden ent-
sprechend erhöht. Tarifgespräche 
zur Entgeltordnung werden folgen. 
Für die dbb tarifunion verhandelte 
der 2. Vorsitzende Willi Russ.

Der dbb Hessen begrüßte die Tarif-
einigung für die Tarifbeschäftigten 
des Landes Hessen und forderte die 

Öffentlicher Dienst Hessen: 
Tarifabschluss über Einkommens-
erhöhungen 2011/2012 perfekt –  

dbb Hessen fordert zeit- und inhalts-
gleiche Übernahme des Ergebnisses  

auf den Beamtenbereich

von Walter Spieß, dbb-Landesvorsitzender

zeit- und inhaltsgleiche Übertragung 
des Ergebnisses auf die Beamtinnen 
und Beamten des Landes und der 
hessischen Kommunen. „Es kann 
nicht angehen, dass die Beamtinnen 
und Beamten mit der längsten Wo-
chenarbeitszeit in ganz Deutschland 
hier irgendwelche Abstriche hinneh-
men müssen.“

Auch die hessischen Pensionärinnen 
und Pensionäre haben nach Auffas-
sung des dbb Hessen Anspruch auf 
ungeschmälerte Anpassung der Ru-
hestandsbezüge. Der dbb Hessen 
forderte den Hessischen Innenmi-
nister Boris Rhein auf, unverzüglich 
ein entsprechendes Gesetzgebungs-
verfahren einzuleiten.

Übertragung des 
Tarifergebnisses der 

Einkommensrunde 
2011 auf den  

Beamtenbereich

Im Rahmen der Diskussion um die 
Übertragung des Tarifergebnisses 
im Rahmen der Einkommensrunde 
2011 auf die hessischen Beamtin-
nen und Beamten liegen folgende 
Kernbestandteile der unterschiedli-
chen Tarifrunden vor:

Bund: 
Tarifabschluss für 2010/2011 (im Rah-
men der Einkommensrunde 2010)
M Ab 1.1.2011 – 0,6 %
M Ab 1.8.2011 – 0,3 %
Beamtenbereich: Übernahme erfolgt

Neue Runde in 2012

Länder
Tarifabschluss für 2011/2012 im 
TdL-Bereich (ohne Hessen): 
Gewährung einer Einmalzahlung von  
360 € Vollzeitkräfte, Teilzeitkräfte 
anteilig, Auszubildende 120 €
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Lineare Anpassung
M Ab 1.4.2011 – 1,5 % 
M Ab 1.1.2012 – 1,9 %
Sockelbetrag
M  Ab 1.1.2012 – 17 € (Auszubilden-

de 6 €)

Beamtenbereich: Anpassung unter-
schiedlich, siehe nachstehende Auf-
listung

Baden Württemberg
M  Ab 1.4.2011 – 2 v. H. (BVAnpGBW 

2011)

Bayern
M 2011 – Nullrunde (geplant)
M  2012 – Erhöhung (in noch festzu-

legender Höhe)

Berlin
M Ab 1.8.2011 – 2 v. H.
M 2012 – offen

Brandenburg
M  Übernahme Tarifabschluss TdL-

Bereich

Bremen
M beabsichtigt – Entwurf
M 2011 – Einmalzahlung nur bis A 8
M Ab 1.4.2011 – 1,5 % bis A 11
M  Ab 1.10.2011 – 1,5 % übrige Be-

soldungsgruppen
M Ab 1.4.2012 – 1,9 % bis A 11 
M  Ab 1.10.2012 – 1,9 % übrige Be-

soldungsgruppen

M  Ab 1.4.2012 – Sockelbetrag von 
17 € bis A 11 

M  Ab 1.10.2012 – Sockelbetrag von 
17 € übrige Besoldungsgruppen

Hamburg
M  2011/2012 keine vollständige Über-

nahme geplant

Mecklenburg-Vorpommern
M (geplant)
M  Übernahme Tarifabschluss TdL-

Bereich 

Niedersachsen
M (geplant – Gesetzesentwurf)
M  Übernahme Tarifabschluss TdL-

Bereich 

Nordrhein-Westfalen
M (Anpassungsgesetz März 2011)
M  Übernahme Tarifabschluss TdL-

Bereich

Rheinland-Pfalz
M Ab 1.4.2011 – 1,5 %
M (lt. Koalitionsvertrag) 
M  jeweils auf 1 % festgeschriebene 

Gehaltssteigerungsrate in den 
Jahren 2012–2016

Saarland
M 2011 – Nullrunde
M 2012 – offen

Sachsen
M  Übernahme Tarifabschluss TdL-

Bereich

Sachsen-Anhalt
M  Übernahme Tarifabschluss TdL-

Bereich

Schleswig-Holstein
M  Übernahme Tarifabschluss TdL-

Bereich

Thüringen
M  Übernahme Tarifabschluss TdL-

Bereich offen

Hessen
M  Tarifabschluss für 2011/2012 im 

TV-H Bereich
M  Gewährung einer Einmalzahlung 

von 360 € Vollzeitkräfte, Teilzeit-
kräfte anteilig, Auszubildende 120 €

M Lineare Anpassung
M Ab 1.4.2011 – 1,5 %
M Ab 1.3.2012 – 2,6 %
Beamtenbereich: 
Ein Gesetzesentwurf liegt derzeit 
nicht vor. Dieser soll im Juni 2011 
vorgelegt werden. Bei der Übertra-
gung des Tarifabschlusses soll die li-
neare Anpassung prozentual dem 
Tarifabschluss folgen, also 1,5 % im 
Jahr 2011 und 2,6 % 2012. Aller-
dings ist eine stark zeitversetzte 
Übertragung im Gespräch. Auch die 
Gewährung der Einmalzahlung ist 
weder für die im aktiven Dienst Be-
schäftigten noch für die Ruhestands-
beamten zugesagt. K

kv darmstadt-dieburg
Besuch der Metropolen 

Potsdam und Berlin vom 
15.-19.04.2011

Von Karin Amend-Raab

Diese Bildungsreise unter dem Motto, 
alles soweit als möglich umweltbe-
wusst mit öffentlichen Verkehrsmit-
teln zu bewältigen, veranstaltete der 
Kreisverband Darmstadt-Dieburg für 
seine Mitglieder und deren Partner 

mit dem Ziel eines Besuchs der Met-
ropolen Potsdam und Berlin. Vier 
Tage lang konnte die Reisegruppe bei 
schönem, manchmal etwas kühlem 
Wetter eine beeindruckend kurzweili-
ge Zeit zusammen verbringen.

Die Reise war von Mitgliedern des 
Kreisverbandes, insbesondere von 
Herbert Schuchardt, organisiert wor-
den.

Von Darmstadts Hauptbahnhof ging 
es mit dem ICE nach Berlin. Dort an-
gekommen, wurde die weitere An-
reise nach Potsdam mit der S-Bahn 
fortgesetzt.

Potsdam, Hauptstadt des Bundes-
landes, ist die bevölkerungsreichste 
Stadt Brandenburgs. Die Stadt ist 
vor allem bekannt für ihr historisches 
Vermächtnis als ehemalige Resi-
denzstadt Preußens mit den zahlrei-
chen und einzigartigen Schloss- und 
Parkanlagen.
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Am Abend der Anreise fanden das 
erste Zusammensein der zwanzig 
Teilnehmenden sowie erste Gesprä-
che im Hotel (Hotel Arcona am Ha-
velufer) statt, das für den Anreisetag 
ein gemeinsames Buffet organisiert 
hatte.

Der nächste Tag beeindruckte mit 
einem Rundgang durch Potsdam 
sowie dem Besuch des holländi-
schen Viertels, das bis 1742 für hol-
ländische Handwerker erbaut wurde, 

die König Friedrich Wilhelm I., der 
Soldatenkönig, nach Potsdam holte.
Zufälligerweise fand an diesem Wo-
chenende dort das Tulpen-Fest 
statt, welches dann auch von den 
Teilnehmern mit viel Spaß besucht 
wurde. Das Viertel, mit vielen exklu-
siven Läden, gemütlichen Cafés und 
Restaurants sowie einzigartiger Ar-
chitektur, hat ein besonderes Flair 
und ist immer einen Besuch wert.

Am Sonntag, bei einer Stadtrund-
fahrt, die uns durch die Potsdamer 
Stadt sowie die malerische Umge-
bung führte, besuchte man auch ge-
schichtsträchtige Orte wie das 
Schloss Cäcilienhof, in dem als Er-
gebnis der Potsdamer Konferenz 
nach Ende des Zweiten Weltkrieges 
das Potsdamer Abkommen be-
schlossen wurde. Teilnehmer dieser 

Konferenz waren die Regierungs-
chefs der drei Siegermächte Sowjet-
union, USA und Großbritannien (Sta-
lin, Truman, Churchill bzw. Attlee). 
Frankreich war nicht beteiligt, stimm-
te aber später dem Abkommen zu.

Dieser informationsreiche Tag klang 
im Restaurant „Alter Stadtwächter“ 
mit einem gemütlichen Abend bei 
gemeinsamem Abendessen aus.

Eine Fahrt nach Berlin am nächsten 
Tag mit Stadtrundgängen und Stadt-
rundfahrten schloss abends mit dem 
Besuch der bekannten Berliner Sta-
chelschweine ab, die mit ihrem ak-
tuellen Programm „Nichts als die 
Wahrheit“ begeisterten.

Der letzte Tag stand dann zur freien 
Verfügung, z. B. für einen Stadt-
bummel in Berlin oder eine Boots-
fahrt auf der Havel, um Potsdam 
auch einmal aus einem anderen 
Sichtwinkel zu sehen. Nachmittags 
fanden sich dann alle Teilnehmer am 
Berliner Hauptbahnhof zur Rückrei-
se ein.

Für alte und neue Reiselustige war 
dies mit Sicherheit nicht die letzte 
Fahrt, organisiert von Mitgliedern 
des GLB-Kreisverbandes Darm-
stadt-Dieburg. Pläne über mögliche 
neue Ziele wurden bereits geschmie-
det. Wir freuen uns auf ein Wieder-
sehen mit ihnen und natürlich auch 
auf ein Kennenlernen neuer reise-
freudiger Mitglieder. Bis dahin alles 
Gute! K

von Barbara Schätz

Zwischenzeitlich liegt eine überar-
beitete Fassung des Dienstrechts-
modernisierungsgesetzes vor. 

Die neue aktualisierte Ausgabe 
zur „GLB-Information zum 1. 
Dienstrechtsmodernisierungs-
gesetz – DRModG“ kann in  
der GLB-Geschäftsstelle, Tele-
fon: (06181) 25 22 78, E-Mail: 
GLB.Hessen@t-online.de ange-
fordert werden. 

Dienstrecht 
Neue Informationen 

zum 1. Dienstrechts-
modernisierungs-
gesetz – DRModG
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kv wiesbaden
Frühjahrsveranstaltung im 

Kloster Schönau im Taunus
von Werner Kastenholz, Gernot Besant und Bernhard Hahnel

Der Kreisverband Wiesbaden und 
des Rheingau-Taunus-Kreises traf 
sich zu seiner Frühjahrsveranstal-
tung diesmal im Kloster Schönau im 
Taunus. Die Veranstaltung startete 
im EINE-WELT-CAFÉ des Klosters 
mit reichlich Kaffee und Kuchen mit 
einer gemütlichen Diskussionsrun-
de. Werner Kastenholz informierte 
über das Kloster und seine Ge-
schichte und heutige Nutzung.

Im Mittelalter war die Mystikerin Eli-
sabeth von Schönau (1129-1164), 
die im Kloster Schönau im Taunus 
lebte, wesentlich bekannter als Hil-
degard von Bingen, mit der sie in 
Kontakt stand. Sie hat ein Offenba-
rungsbuch hinterlassen, das Buch 

der Gotteswege, die 
Offenbarungen über 
die Kölner Jungfrau-
en der hl. Ursula und 
ein schmales Bün-
del Briefe.

Alle diese von ihrem 
Bruder Egbert in La-
tein aufgezeichne-
ten Werke gehören 
zu der heute immer 
noch wenig bekann-
ten, im Mittelalter je-
doch sehr umfang-
reichen Textsorte 
der Visionsliteratur. 
Diese für die Erfor-
schung der Frauen-
geschichte, der 
Mystikgeschichte, 
der Frömmigkeits-
geschichte und der 
Offenbarungslitera-
tur so wichtigen 
Texte wurden bisher 

noch nie vollständig ins Deutsche 
übersetzt.

Graf Dudo von Laurenburg, der 
„Ahnherr“ der Nassauer (Vorfahren 
sind namentlich bekannt), gab in der 
ersten Hälfte des 12. Jh. den Anlass 
zur Gründung eines sog. Doppel-
klosters (Männer- u. Frauenkloster). 
Den Bau der Klöster erlebte er nicht 
mehr, er erfolgte unter seinem Sohn 
Rupprecht. An das Frauenkloster, 
das die Reformationszeit nicht über-
stand und von dem heute nichts 
mehr zu sehen ist, erinnert ein Sei-
tenaltar, der der Jungfrau Maria ge-
weiht ist. Der zweite Seitenaltar ist 
der hl. Elisabeth (v. Schönau!) ge-
weiht, die in der Gründungszeit dem 
Frauenkloster, das man sich deut-
lich kleiner als das Männerkloster 
vorstellen muss, als Meisterin (ma-
gistra) vorstand. Als Visionärin u. 
Prophetin, so bezeichnet sie ihr 
jünster Biograf Peter Dinzelbacher, 
machte sie Schönau über die Regi-
on hinaus bekannt. Die Schädelde-
cke der Heiligen wird auf dem Altar 
in einem Reliquiar verehrt. 

Der Hochaltar zeigt oberhalb der 
Kreuzigungsgruppe die Himmelfahrt 
des hl. Florin, des Patrons der Kir-
che. Die einstige romanische Kirche 
(dreischiffige Basilika mit Doppel-
turm) wurde Opfer eines großen 
Brandes Ende 1723. Das Kloster, 
wie es heute zu sehen ist, stammt 
also – vom spätgotischen Chorraum 
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abgesehen – aus der Barockzeit. 
Der Barockzeit verdanken wir auch 
eine Taufkapelle, die als Schmuck-
stück der gesamten Klosteranlage 
betrachtet werden darf. Sehenswert 
ist auch der neugestaltete Kreuzgar-
ten, auch Paradiesgarten genannt. 
Erwähnenswert ist noch, dass die 
Benediktiner mit der Führung des 
Klosters betraut wurden. Ihre Tradi-
tion endete mit der Säkularisierung 

des Klosters in der Napoleonzeit. 
Kloster Schönau wurde Pfarrkirche, 
der letzte Prior (Stellvertreter des 
Abtes) erster Pfarrer.

Im Anschluss an die Führung fand in 
historischer Atmosphäre die Diskus-

sion über aktuelle Veränderungen 
wie die neue Dienstordnung, Schul-
gesetz und die Rücknahme des Arti-
kels im Lehrerbildungsgesetz zur 
Lehramtsbefähigung, auf Grundlage 
der Initiative des GLB, statt. K

gegründet
1897

HEB-Hausratversicherung
Darmstädter Straße 66 - 68 · 64372 Ober-Ramstadt 
Telefon: 0 61 54/63 77 77 · Fax: 0 61 54/63 77 57

✔ Jahresbeiträge ab 20,– 3
✔ Zusätzlich 50% Rabatt für Neumitglieder 
 im 1. Jahr auf den Hausratversicherungsbeitrag
✔ Schnelle Schadensabwicklung
✔ Persönlicher Ansprechpartner
✔ Keine Selbstbeteiligung im Schadensfall  
✔ Sehr günstige Glasversicherung

Lebenslänglich …

Das kann schnell ein teurer Spaß werden!
Wir bieten Ihnen:

… dieselbe Hausratversicherung?

Für alle öffentlich Bediensteten und deren Angehörige 
(auch wenn sie selbst nicht im öffentlichen Dienst beschäftigt sind).

www.heb.dekontakt@heb.de

Das kann schnell ein teurer Spaß werden!

FINANZtest 06/2010:

Die HEB-Hausratversicherung  

gehört zu den preiswertesten.
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Am 27.08.11 findet die diesjährige Klau-
surtagung des GLB der Landeshauptstadt 
Wiesbaden und des Rheingau-Taunus-
Kreises statt.

Dazu sind GLB-Mitglieder, Schulobleute 
und Personalräte des GLB von der Fried-
rich-Ebert-Schule, der Friedrich-List-
Schule, der Kerschensteinerschule, der 
Louise-Schroeder-Schule, der Schulze-
Delitzsch-Schule, der Beruflichen Schu-
le Rheingau und der Beruflichen Schule 
Untertaunus sowie den übergeordneten 
Personalräten herzlich eingeladen.

Wichtige Veränderungen durch neue 
rechtliche Vorgaben wie Lehrerbil-
dungsgesetz, Schulgesetz, Dienst-
ordnung und Pflichtstundenverord-
nungund durch die Thematik der 
selbstständigen Schulen stehen auf 
der Tagesordnung.

Einladung zur 
Klausurtagung am 

Samstag, 27.08.11, 
ins Kloster Schönau
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kv kassel
Am liebsten noch ins Internet
Jutta Francke feiert ihren 100. Geburtstag

von Bertram Böhser

pensionäre
Pensionärstreffen  

in Weilburg an der Lahn am  
15. und 16. April 2011

von Hermann Gossenauer

Traditionsgemäß hatte der glb wie-
der zum alljährlichen Pensionärstref-
fen eingeladen, dieses Jahr nach 
Weilburg an der Lahn. Schon die 

Einladung erzeugte in mir große 
Freude, da ich das idyllisch gelege-
ne Lahnstädtchen schon über ein 
halbes Jahrhundert lang kenne und 

Hofgeismar. Wenn Jutta Francke in 
ihrem Sessel sitzt, Cappuccino trinkt 
und von vergangenen Zeiten plau-
dert, wirkt sie wie eine rüstige 
75-Jährige. Dass die Hofgeismarerin 
tatsächlich ihren 100. Geburtstag 
feiert, ist kaum zu glauben. Bis auf 
leichte Gehschwierigkeiten, die sie 
mit einer Gehhilfe ausgleicht, beein-
druckt die Seniorin noch immer mit 
einem wachen Geist und ihrer Un-
ternehmungslust.

Jutta Francke ist in Hofgeismar keine 
Unbekannte, da sie lange Jahre an 
der örtlichen Berufsschule Hauswirt-
schaft lehrte. „Wenn ich von meinen 
ehemaligen Schülern in der Stadt an-
gesprochen werde, sind diese selbst 
schon ergraut und haben oft ihre 
Enkel dabei“, schmunzelt sie.

Gewerbelehrerin

Kurz nach dem Zweiten Weltkrieg 
nahm sie die Stelle als sogenannte 
Gewerbelehrerin in Hofgeismar an 

und blieb dort bis zu ihrer Pensionie-
rung. „In meinen ersten Jahren als 
Lehrerin war noch alles sehr knapp, 
noch nicht einmal Papier gab es, so-
dass ich die ersten Klassenarbeiten 
auf ehemaligen Feldpost-Formula-
ren schreiben ließ.“

Inzwischen genießt die alte Dame 
schon bald 40 Jahre ihren Ruhe-

Damals und heute: Bilder aus ihrer Kindheit bewahrt Jutta Francke sorgfältig auf. Auch am Ge-

burtstagsfest wird die Seniorin bestimmt einige Fotos aus vergangenen Zeiten mit ihren Ange-

hörigen anschauen. Foto: Temme

stand. „Meinen Beruf liebte ich sehr, 
aber durch meinen großen Bekann-
tenkreis und meine Interessen, habe 
ich auch jetzt keine Langeweile“, 
sagt sie. Einen großen Wunsch hat 
sie sich gleich nach ihrer Pensionie-
rung erfüllt. „Damals bin ich für drei 
Monate nach Südafrika gereist, um 
meine Verwandten zu besuchen“, 
berichtet sie von ihrer außergewöhn-
lichsten Reise. In ihrer Freizeit hat 
Jutta Francke schon immer gern ge-
lesen. Auch heute besucht sie noch 
regelmäßig einen Literaturkreis. Au-
ßerdem ist die Seniorin ein großer 
Fan von Kartenspielen, trifft sich 
jede Woche zum Rommee mit ihren 
Freunden.

Kurze Jugendliebe

Verheiratet war Jutta Francke nie: 
„Ich hatte eine kurze Jugendliebe, 
aber danach wollte sich nie der 
Richtige finden“. Da sie aber eine 
große Familie und stets viele Freun-
de hatte, sei sie nie einsam gewe-
sen.

Die Seniorin ist eine der Wenigen, die 
auf einhundert Jahre zurückblicken 
können. „Ich kann nicht sagen, wel-
che Zeit mir besonders gut gefallen 
hat – jede Phase hatte ihren ganz ei-
genen Reiz. Bedauern tut sie eigent-
lich nur eines: „Ich bereue es, nicht 
mehr den Umgang mit dem Compu-
ter gelernt zu haben, dazu bin ich lei-
der heute wirklich zu alt“. K
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lieben gelernt habe. Mit dem Lieben 
einer Stadt ist es so wie mit der 
Liebe zu einer sympathischen Frau 
oder einer schönen Musik, man kann 
nur lieben, was man kennt, und um 
so mehr, je mehr und besser man sie 
oder sie kennt!

Schon die Einladung, bzw. das Ein-
ladungsprogramm – insgesamt 15 
Seiten Informationsmaterial – sind 
ein Dankeschön wert, insbesondere 
an Frau Renate Wolmer. Wer Weil-
burg noch nicht kannte oder noch 
nicht besucht hatte, wurde bestens 
informiert und hingeführt mit einer 
farbigen Autobahnübersichtskarte, 
einer ausführlichen Anfahrtsbe-
schreibung über Autobahnen und 
Bundesstraßen sowie einem DIN- 
A3-Stadtplan von Weilburg, in den 
mit Textmarker der Weg und die 
Lage des romantisch am Fluss gele-
genen Hotels „Lahnschleife“ einge-
zeichnet war. Ebenso war auch der 
Weg zur „Terrakotta-Ausstellung“ im 
Stadtteil Kubach eingezeichnet, den 
wir am zweiten Tag fahren sollten. 
Dem war sogar noch ein Straßenfol-
geplan beigelegt worden. Also für 
Menschen, die noch nicht blind vom 
Navigationssystem abhängig sind, 
und solche, die noch ihre Intelligenz 
benutzen können, bestand die Mög-
lichkeit, selbstständig die Terrakot-
ta-Armee des ersten Kaisers von 
China am zweiten Tag zu finden.

Am Samstag – im gediegenen und 
ruhigen Hotel „Lahnschleife“ einge-
troffen – erwarteten uns ein zünftiger 
Imbiss mit Suppe und belegten 
Brötchen sowie eine herzliche Be-
grüßung durch Frau Barbara Schätz 
vom Referat Recht und Besoldung, 
die auch am Spätnachmittag bzw. 
vor dem Abendessen zusammen mit 
Herrn Michael Reitz Informationen 
zur aktuellen Schulpolitik und zum 
Versorgungsrecht gaben. Der Lan-
desvorsitzende Herr Ullrich Kinz war 
leider verhindert und ließ uns seine 
Grüße überbringen. 

Nach dem Mittagessen, genau nach 
Programmplan – die etwa 100 Teil-
nehmer des glb-Treffens waren in 

vier Gruppen aufgeteilt worden –, 
ging es alternierend mit zwei Grup-
pen zur Altstadtführung bzw. zur 
ebenfalls geführten Schlossbesichti-
gung. Da das Hotel so gut lag, konn-
ten alle Besichtigungen von ihm aus 
zu Fuß hin und zurück durchgeführt 
werden. Alle Teilnehmer hatten 
einen Innenstadtplan von Weilburg 
erhalten und zusätzlich noch drei 
Seiten mit gut recherchierten Infor-
mationen über das „Schloss Weil-
burg an der Lahn“, die „Stadt Weil-
burg mit Bauwerken“ und über die 
„Geschichte Weilburgs“.

Bei der Stadtführung durch Weilburg 
war ich gespannt, ob wir alles zu 
sehen bekämen, was in meinem 
Buch „geliebtes Weilburg“ steht, das 
ich 1964 dort erstanden hatte. Und 
tatsächlich wurden alte Erinnerungen 
wach beim Zugang zur Stadt durch 
das „Landtor“ und auf dem Weg über 
die „Steinerne Brücke“ mit dem Blick 
über die Lahn hinauf zum Schloss, 
durch die Pfarrgasse und die Schul-
gasse mit den alten Fachwerkhäu-
sern, hinauf zum Marktplatz mit sei-
nem schönen Neptunbrunnen, den 
die Eingeborenen „Christoffel“ nen-
nen, durch die Neugasse sowie die 
Schwanengasse und schließlich zum 
Schloss. Nach der Schlossbesichti-
gung erfuhr ich tatsächlich noch 
Neues über den Chor der alten ka-
tholischen Kirche; die neue kannte 
ich bereits und auch die „Heilig-
Grab-Kapelle“ mit dem „Kalvarien-
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berg“. Was noch neu für mich und 
viele Pensionäre war: Das höchste 
Stampflehmgebäude Deutschlands 
in Weilburg (auch Pisee-Bauten ge-
nannt) aus dem Jahre 1836. Gebäu-
de dieser Art findet man zum Beispiel 
im Jemen. Auch auf das „Lust-
schloss“ (das Jagdschloss Windhof), 
den Eisenbahn- und den einzigen 
Schiffstunnel in Deutschland wurde 
hingewiesen.  Selbst das alte „Gym-

nasium Philippinum“ in der Mauer-
straße, in das noch der Vater eines 
meiner Kollegen ging, wurde uns ge-
zeigt. Es beherbergt heute die Kreis- 
und Stadtbibliothek. Nur zwei Klei-
nigkeiten habe ich vermisst, die Zep-
pelingedenkplakette und das 
Rollschiff, das tatsächlich noch über 
die Lahn „fährt“, „rollt“ oder „gezo-
gen“ wird. Als ich vor der Heimfahrt 
nochmals zum Rollschiff fuhr, es 
„stand“ oder „lag“ gerade auf der an-
deren Lahnseite, riefen mir drei ein-
heimische Männer vom anderen Ufer 
der Lahn aus zu, ob ich übersetzen 
oder den Posten als Fährmann über-
nehmen wolle. Ich dankte für beides 
und winkte lachend ab!

Auch die Schlossbesichtigung war 
umfangreich und sehr informativ. 
Begonnen wurde mit den Renais-
sancearkaden im Schlosshof und 
führte durch die Küche durch alle 
Prunk- und Schlafräume zum wun-
derschön mit Meißner Porzellan ge-
decktem Speisesaal. Dann ging es 

noch in die großen Säle, die zum 
Garten führen, in denen im Sommer 
Konzerte stattfinden. Über die 
Schlossgartenterrasse und den 
Schlossgarten gelangten wir im 
schönen Vorfrühling bei Sommer-
temperaturen zur Orangerie. Leider 
ist das Café in der Orangerie zurzeit 
geschlossen. Sie wird demnächst 
renoviert. Einen Hinweis auf die 
wunderschöne, aus Sandstein ge-

hauene Sonnenuhr mit dem Wappen 
des Grafen Johann Ernst von Nas-
sau-Weilburg, dem Erbauer der ba-
rocken Erweiterung des Schlosses, 
habe ich vermisst. Dafür gab es 
kurzweilige Geschichten und auch 
viel Geschichte. Im Schlossgarten 

blühten und dufteten schon die Birn-
bäume auf Spalieren, und wir wur-
den parlierend und promenierend 
zurück zum Hotel geführt. 
Aber, beinahe hätte ich es verges-
sen, es wurde uns noch die – für das 
kleine Weilburg sehr monumentale – 
Schlosskirche gezeigt mit ihrer Fürs-
tenloge und dem Kanzelaltar, wie 
man zu sagen pflegt. Eigentlich sind 
es ja drei Elemente: Kanzel, Altar 
und darüber noch die Orgel. Diese 
Architektur findet man nur in evan-
gelischen Kirchen, so zum Beispiel 
auch in Kaub am Rhein.

Im Hotel fanden dann – wie oben 
schon erwähnt – die Informationen 
zur aktuellen Schulpolitik und zum 
Versorgungsrecht statt. 

Einige Punkte, die von Frau Barbara 
Schätz vorgetragen wurden, seien 
genannt: Der Anstieg der Zahl von 
Pensionären von 2010 mit ca. 
62.000, über 70.000 im Jahr 2015 
und 80.500  2020 auf 88.000 im Jahr 
2025. An eine Abwrackprämie für 
Rentner und Pensionäre sowie die 
Lachsteuer haben die Politiker zum 
Glück noch nicht gedacht! Weiterhin 
erhielten wir die Information, dass 
die Beihilfe gleich bleibt und ab dem 
01.04.2011 Angestellte mit einer 
Lohnerhöhung von 1,5 %, einer Ein-
malzahlung bis zum 30.06.2011 von 
360,00 € und ab dem 01.03.2012 
mit einer Lohnerhöhung von 2,6 % 
rechnen können. Für Beamte gibt es 
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zunächst keine Einmalzahlung und 
eine Gehaltserhöhung steht auch 
noch aus, da das Land Hessen aus 
der Bundesbesoldung ausgestiegen 
ist. Ich denke eine Erhöhung kommt 
– wenn sie kommt – kurz vor der 
nächsten Landtagswahl! Auch auf 
die 7. Stufe bei der Besoldungskür-
zung wurde hingewiesen. Der Faktor 
beträgt 0,96208, maximale Pension 
dann 71,75 %. In Zukunft sollen 
max. 855 Tage als Ausbildungszei-
ten für das Ruhegehalt angerechnet 
werden. Weiterhin wurde auf das 
Dienstrechtsmodernisierungsgesetz 
hingewiesen, das seit dem 
01.01.2011 gilt. Demnach kann auch 
weiterhin jemand mit 62 Jahren in 
Pension gehen, jedoch mit den be-
kannten Abzügen: 0,3 % pro Monat 
bzw. 3,6 % pro Jahr und maximal  
18 %. In Pension gehen kann in Zu-
kunft ohne Abzüge, wer 65 Jahre alt 
ist und 45 berücksichtigungsfähige 
Zeiten nachweisen kann.

Einige Punkte von Herrn Michael 
Reitz, der Herrn Ullrich Kinz würdig 
und kompetent vertrat: Er wies auf 
die Homepage des Landesverban-
des vom glb hin, auf der alle Neuig-
keiten, die er vortrug, abrufbar sind: 
Das Hessische Lehrerbildungsge-
setz, welches Verbesserungen bei 
der Einstellung bringe, und das neue 
Personalvertretungsgesetz.

Nach so viel Kunst, Kultur und 
Schulpolitik hatten wir alle großen 
Hunger und strömten zum Abendes-
sen und zum gemütlichen Beisam-
mensein in einen festlich gedeckten 
Speisesaal. Das Abendessen wurde 
in Form eines Buffets eingenom-
men, mit kalten Gerichten, warmen 
Gerichten, Beilagen und verschiede-
nen Desserts. Außer dem kulinari-
schen Dessert gab es noch ein 
künstlerisches, das „Henrietten-
schauspiel“ (Prinzessin Henriette 
von Nassau-Weilburg heiratete 1815 
Erzherzog Karl von Österreich), das 
mitten im Speisesaal von drei Laien-
schauspielerinnen sehr gekonnt und 
amüsant vorgetragen wurde: Eine 
Erzählerin führte ein, moderierte und 
überbrückte die Szenen, die die bei-
den anderen Schauspielerinnen sehr 
gut darstellten, nämlich zwei histori-

sche Figuren, s. o., auch in histori-
schen Kostümen – die Braut und 
ihre Amme – am Tage vor der Hoch-
zeit. Es war eine fröhliche, kurzweili-
ge, ja sogar geschichtlich fast wahre 
Begebenheit, die allen Freude mach-
te. Viele saßen anschließend noch 
plaudernd beisammen und ließen 
den gelungenen Tag bei einem Gläs-
chen Wein ausklingen.

Am nächsten Morgen hieß es Ab-
schied nehmen vom Hotel. Wir fuh-
ren getrennt – mittels der guten Infor-
mationen – in den Stadtteil Kubach, 
um dort die exzellente Ausstellung 
der Terrakotta-Armee des ersten Kai-
sers von China, Qin Sei Huangdi (259 
– 210 vor Chr.), zu besichtigen. Diese 
Ausstellung ist außerhalb Chinas ein-
malig in der Welt und sehr zu emp-
fehlen. Sie enthält nicht nur eine 
Nachbildung der Chinesischen 
Mauer, sondern natürlich als Haupt-
attraktion ca. 300 Terrakotta-Solda-

ten, 24 Pferde, sechs Streitwagen, 
zwei Kaiser-Gespanne in Bronze, 
Waffen, Antiquitäten, Gefäße, Bilder 
und vieles mehr aus Xi An als origi-
nalgetreue Duplikate. Wir erhielten in 
drei Gruppen eine ausführliche Füh-
rung und konnten uns zudem zur Ein-
führung oder Vertiefung noch einen 
Film ansehen, der die Entstehungs-
geschichte der Nekropole 247 vor 
Christus und ihre Wiederentdeckung 
zeigte. Eine der Fremdenführerinnen 
hatte sowohl in Japan studiert und in 
China als auch in Japan gelebt und 
sprach beide Sprachen. Es gab keine 
Frage, die sie uns nicht beantworten 
konnte. 

Ein tolles Erlebnis! Ein krönender 
Abschluss des Pensionärtreffens in 
Weilburg! Herzlichen Dank dem ge-
samten Organisationsteam! Und 
„last not least“: Wir freuen uns auf 
das nächste Pensionärstreffen des 
glb! K

frauen
100. Internationaler  

Frauentag
von Hildegard Zieger, Frauenbeauftragte

Der Internationale Frauentag hat 
eine lange Tradition. Der erste Inter-
nationale Frauentag fand am 19.
März 1911 in Dänemark, Deutsch-
land, Österreich, der Schweiz und 
den USA statt. Die politische Forde-
rung war das aktive und passive 
Wahlrecht für Frauen. Mehr als eine 
Million Frauen gingen auf die Stra-
ße.1912 schlossen sich Frauen in 
Frankreich, Schweden und den Nie-
derlanden, 1913 Frauen in Russland 
der Idee an und gingen auf die Stra-
ße. Später wurde dann der 8. März 
als Internationaler Frauentag fest-

gelegt. Am 8. März 1917 demons-
trierten Frauen anlässlich des Inter-
nationalen Frauentages in St. Pe-
tersburg. In Textilfabriken traten 
Arbeiterinnen in den Streik und for-
derten andere Betriebe auf, sich an-
zuschließen. Diese Unzufriedenheit 
mündete in die Februarrevolution.
Im Jahre 2011 schauen wir auf wich-
tige Meilensteine auf dem Weg zur 
Gleichberechtigung zurück: 

M  Das Wahlrecht der Frau wurde in 
unseren Breiten erreicht (90 Jahre 
Frauenwahlrecht).
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M  Die Frau braucht nicht mehr die Ge-
nehmigung des Ehemannes, um 
eine Berufstätigkeit aufzunehmen.

M  60 Jahre Gleichstellungsartikel im 
Grundgesetz

M  Das Namensrecht bei Eheschlie-
ßung wurde gleichberechtigt ge-
staltet.

M  § 218 – Die Frauen können selbst 
entscheiden über den Abbruch 
einer Schwangerschaft. 

M  50 Jahre Gleichberechtigungsge-
setz

Heute geht es um die Verwirklichung 
der Chancengleichheit, um gleich-
berechtigte Teilhabe von Frauen im 
Erwerbsleben und an politischen 
Entscheidungsprozessen und ge-

@
Besuchen Sie uns  

auch auf  

unseren Internetseiten  

unter  

www.glb-hessen.de

sellschaftlichen Ressourcen. In 
Deutschland verdienen Frauen noch 
immer bis zu 23 Prozent weniger als 
Männer. Viele Frauen bemühen sich 
täglich um eine Balance zwischen 
Familie und Beruf. Und viele Frauen 
wollen einen beruflichen Aufstieg 
wie ihre männlichen Kollegen.

Heutige Forderungen müssen sein:

M  gleicher Lohn für gleiche und 
gleichwertige Arbeit

M  bessere Vereinbarkeit von Beruf, 
Familie und Pflege

M  gleiche Karrierechancen für Män-
ner und Frauen

M  mehr Frauen in Führungspositio-
nen K
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Wir gratulieren …

100 Jahre
08.05.1911 Jutta Francke, Hofgeismar

90 Jahre
22.05.1921  Heinz-Günther Schumann, 

Kirchhain

85 Jahre
27.04.1926 Ernst Dietz, Solms

08.05.1926  Adelheid Heinzmann,  
Neu-Isenburg

30.05.1926 Wilhelm Schnause, Korbach

80 Jahre
02.05.1931 Friedhelm König, Frankenberg

25.05.1931 Bernhard Romeis, Hünfeld

75 Jahre
07.04.1936 Gerhard Diemer, Bad Vilbel

14.04.1936 Gertrude Kaiser, Meinhard

20.04.1936 Dankmar Vollrath, Buseck

25.04.1936 Dieter Distler, Frankfurt

30.04.1936 Ilse Althoff, Diez

04.05.1936 Günter Groß, Wiesbaden

08.05.1936  Ingrid Bastert, Seeheim- 
Jugenheim

12.05.1936 Günter Zielke, Horst

14.05.1936 Horst Theeck, Rosbach

19.05.1936 Robert Pippig, Linsengericht

17.06.1936 Walter Lohrbach, Lahntal

19.06.1936 Eva Gebhardt, Neu-Anspach

70 Jahre
15.04.1941  Holmer Czernohorsky, 

Groß-Gerau

25.04.1941 Lothar Meyfarth, Kaufungen

04.05.1941 Bernhard Rieger, Hünfelden

05.05.1941 Manfred Schöberl, Lahnau

06.05.1941 Gerhard Braese, Weiterstadt

10.05.1941 Elfriede Hackel, Taunusstein

15.05.1941 Hellfried Schenck, Erlensee

15.05.1941 Helmut Meyer, Rodgau

23.05.1941 Peter Kuhn, Geisenheim

06.06.1941 Ursula Walter, Bad König

06.06.1941 Lothar Wicker, Eschwege

08.06.1941 Christa Werhahn, Kassel

14.06.1941  Wolf-Dietrich Backhaus, 
Kassel

15.06.1941 Helmut Raab, Weilburg

65 Jahre
01.04.1946  Hans-Christ. Kesper, Bad 

Wildungen

02.04.1946 Hanno Bäucker, Eschwege

14.04.1946 Jürgen Bahr, Offenbach

22.04.1946 Helmut Groh, Florstadt

26.04.1946  Clemens Bockholt, Oestrich-
Winkel

02.05.1946 Heinz Schneider, Rüsselsheim

23.05.1946 Gerhard Faßbinder, Büdingen

25.05.1946 Werner Weber, Marburg

17.06.1946  Werner Geßnitzer, Ginsheim-
Gustavsburg

wir trauern um 
unsere Mitglieder …

StD a. D. Dietrich Wiegand
geb. 17.11.1936
verst. 23.04.2011
Kreisverband Hersfeld-Rotenburg

StD a. D. Gerold Krumpholz
geb. 09.01.1925
verst. 30.04.2011
Kreisverband Wetterau

Wir werden ihr Andenken in Ehren halten!




